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Abkiirzungsverzeichnis

AB
AM
AMDL
alLa

AZAV

BA

BAGuUS

BBB
BBiG
BDSG
BRT-Team
BTHG
DIA-AM
d. h.
DRV
DSGVO
EV

ggf.
HwO
LTA
QLHB
Reha
SGB
SGB Vil

SGB IX

SGB X

Arbeitsbereich

Arbeitsmarkt

Arbeitsmarktdienstleistungen

andere Leistungsanbieter nach § 60 SGB IX

Zulassungsstelle fiir die Akkreditierungs- und Zulassungsverord-
nung Arbeitsforderung

Bundesagentur fiir Arbeit

Bundesarbeitsgemeinschaft der tiiberortlichen Trager der Sozialhilfe
und der Eingliederungshilfe

Berufsbildungsbereich

Berufsbildungsgesetz

Bundesdatenschutzgesetz

Team Berufliche Rehabilitation und Teilhabe
Bundesteilhabegesetz

Diagnose der Arbeitsmarktfahigkeit

das heif}t

Deutsche Rentenversicherung
Datenschutz-Grundverordnung

Eingangsverfahren

gegebenenfalls

Gesetz zur Ordnung des Handwerks -Handwerksordnung
Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben

Qualitats- und Leistungshandbuch

Rehabilitation

Sozialgesetzbuch - Drittes Buch - Arbeitsforderung
Sozialgesetzbuch - Siebtes Buch - Gesetzliche Unfallversicherung

Sozialgesetzbuch - Neuntes Buch — Rehabilitation und Teilhabe be-
hinderter Menschen

Sozialgesetzbuch - Zehntes Buch - Verwaltungsverfahren
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SGB XI
uB

usw.

Sozialgesetzbuch - Elftes Buch — Soziale Pflegeversicherung
Unterstiitzte Beschaftigung

und so weiter

Ubergangsgeld

Werkstattenverordnung
Werkstatten-Mitwirkungsverordnung

zum Beispiel



1. Rahmenbedingungen
1.1 Gesetzliche Grundlagen

Grundlagen fir das Fachkonzept bilden die Regelungen des Dritten Buches Sozialgesetzbuch
(SGB lll), des Neunten Buches Sozialgesetzbuch (SGB [X), der Werkstattenverordnung
(WVO), der Werkstatten-Mitwirkungsverordnung (WMVO) und der Verordnung Uber die Vo-
raussetzungen und das Verfahren zur Akkreditierung von fachkundigen Stellen und zur Zulas-
sung von Tragern und Malinahmen der Arbeitsforderung (Akkreditierungs- und Zulassungs-
verordnung Arbeitsférderung (AZAV)) in der jeweils aktuellen Fassung.

Seit Inkrafttreten des Gesetzes zur Starkung der Teilhabe und Selbstbestimmung von Men-
schen mit Behinderungen (BTHG) zum 01.01.2018 (Art. 26 Abs. 1 BTHG) kdnnen Menschen
mit Behinderungen, die Anspruch auf Leistungen im Eingangsverfahren/Berufsbildungsbe-
reich (nach § 57 SGB IX) und im Arbeitsbereich (nach § 58 SGB IX) haben, diese Leistungen
auch aufierhalb von Werkstatten fur behinderte Menschen (WfbM) bei anderen Leistungsan-
bietern (aLa) nach § 60 SGB IX in Anspruch nehmen. Im weiteren Verlauf werden WfbM und
alLa als Leistungserbringende bezeichnet.

Die WVO regelt die fachlichen Anforderungen an die WfbM und das Verfahren zur Anerken-
nung als WfbM.

Fir aLa gelten die Vorschriften fur WfbM mit den unter § 60 Abs. 2 SGB IX aufgeflihrten Aus-
nahmen. Das Zulassungsverfahren fur aLa beruht auf den §§ 176 und 178 SGB Ill sowie
§ 5 Abs. 1 Nr. 6 AZAV inklusive der Genehmigung des Qualitats- und Leistungshandbuchs
(QLHB).

1.2 Ziele und Aufgaben des Fachkonzeptes

Menschen mit Behinderungen, deren Leistungsfahigkeit nicht, noch nicht oder noch nicht wie-
der fur den allgemeinen Arbeitsmarkt (AM) ausreicht, sollen individuelle Angebote fir eine an-
gemessene berufliche Bildung erhalten. Diese Angebote sollen sie dabei unterstitzen, ihre
Leistungs- oder Erwerbsfahigkeit zu erhalten, zu entwickeln, zu verbessern oder wiederherzu-
stellen sowie ihre Personlichkeit weiterzuentwickeln.

Durch geeignete Mallnahmen ist die Qualitat der Malnahmedurchflhrung insbesondere der
individuellen beruflichen Bildung mit dem Ziel, die Weiterentwicklungsbedarfe umgehend auf-
zugreifen, kontinuierlich zu reflektieren. Durch die MalRnahme soll eine den individuellen Fa-
higkeiten und Kompetenzen angepasste Teilhabe am Arbeitsleben ermdéglicht werden und der
Ubergang in geeignete sozialversicherungspflichtige Beschéaftigungen (inklusive Budget fir
Ausbildung und Budget fur Arbeit) auf den allgemeinen AM individuell gezielt unterstutzt und
gefordert werden.

Entsprechende Leistungen kénnen in anerkannten WfbM (§ 219 SGB I[X) oder bei alLa
(§ 60 SGB IX) in Anspruch genommen werden. Sie werden im Eingangsverfahren (EV) und
im Berufsbildungsbereich (BBB) erbracht.

Das Fachkonzept als Grundlage fir die Durchfiihrung dieser beiden MaRhahmen wird von der
Bundesagentur fir Arbeit (BA) erstellt. Es blindelt die gesetzlichen und fachlichen Anforderun-
genim EV und BBB und prazisiert sie im Interesse einer einheitlichen Anwendung und Qualitat
der Leistungsausfuhrung.

Uber die Aufgabenstellung des EV und des BBB hinaus verfolgt das Fachkonzept die Ziele,

e die Qualitat des EV und BBB zu sichern und zu verbessern,

o die Voraussetzungen fir eine bessere Vergleichbarkeit der Dienstleistungen EV/BBB zu
schaffen,
Teilhabechancen an beruflicher Bildung zu verbessern,

e Beschaftigungschancen zu verbessern und damit
die Durchlassigkeit hin zum allgemeinen AM zu erhéhen.
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1.2.1 Ziele und Aufgaben des Eingangsverfahrens

Ziel des obligatorisch durchzufihrenden EV ist es, unter Berlicksichtigung von vorhande-
nen Unterlagen und Informationen, z. B. arztliche/psychologische Fachgutachten, Ergeb-
nisse aus Malinahmen zur Diagnose der Arbeitsmarktfahigkeit (DiA-AM) und Unterstitzen
Beschaftigung (UB) einzelfallbezogen festzustellen,

e welches individuelle Bildungs- und Leistungspotential vorliegt,

e ob die Leistungen im BBB und ggf. perspektivisch im Arbeitsbereich (AB) die geeigne-
ten MalRnahmen zur Teilhabe am Arbeitsleben sind,

e welche anderen berufsbildenden Leistungen und ggf. erganzenden Leistungen zur
Teilhabe am Arbeitsleben (LTA) in Betracht kommen (vgl. 3.2),

e ob die Leistungen im BBB den Bedurfnissen und Anforderungen der Person entspre-
chen und zur Leistungserbringung geeignet sind,

e welche Berufs-/Tatigkeitsfelder und welche Beschaftigungsmoglichkeiten auf dem all-
gemeinen AM oder bei Bedarf alternativ im AB in Betracht kommen.

Fur die Kompetenzanalyse sind individuell geeignete und anerkannte bzw. erprobte diagnos-
tische Verfahren und Instrumentarien einzusetzen. Die Ergebnisse sind in einem dynamisch
gestalteten Eingliederungsplan festzuhalten, welcher kontinuierlich fortgeschrieben wird. Hier
sind zum Abschluss des EV die differenzierten Férderziele und die daraus abgeleiteten Maf3-
nahmen festzuhalten.

Aufgabe des EV ist es, unter Beteiligung der Menschen mit Behinderungen und Berticksichti-
gung ihres Wunsch- und Wahlrechts sowie ihrer Fahigkeiten und Fertigkeiten eine individuelle
Berufs- und/oder Bildungsplanung zu entwickeln.

1.2.2 Ziele und Aufgaben des Berufsbildungsbereichs

Ziel des BBB ist es, im Rahmen eines ganzheitlichen Bildungskonzeptes und auf Basis einer
individuellen Bildungs- und Berufsplanung, durch eine Erhéhung des Qualifikationsniveaus,
die berufliche Handlungsfahigkeit zu erwerben, zu erhalten und/oder zu erweitern und damit
die individuellen Bildungs- und Arbeitsmarktchancen zu verbessern.

Hierfur sind:
e die individuellen Qualifizierungsmdglichkeiten kontinuierlich zu betrachten

e die personale Entwicklung der Teilnehmenden zu férdern

e ihre beruflichen und lebenspraktischen Fahigkeiten planmafig zu entwickeln, zu verbes-
sern oder wiederherzustellen, dazu gehort auch die Unterstutzung der eigenstandigen Mo-
bilitat

e individuell ausgerichtete und passgenaue Eingliederungsplane (mit Ausrichtung auf den
allgemeinen AM) erforderlich, welche kontinuierlich fortzuschreiben sind — bei dafir (noch)
fehlender Leistungsfahigkeit alternativ mit Ausrichtung auf den AB

e standardmaRig Erprobungs-, Qualifizierungs- und Arbeitsangebote in Betrieben und
Dienststellen des allgemeinen AM zu ermdoglichen

e Dberufliche Qualifikationen in Teilen moéglichst einheitlich zu dokumentieren — Zertifikate/Be-
scheinigungen zu Inhalten der Qualifizierung und den Einsatzmdglichkeiten auszustellen
bzw. ausstellen zu lassen (Anlagen 1 und 2)

¢ die Ausbildungsreife und Berufseignung kontinuierlich zu betrachten
e eine kontinuierliche Beteiligung des Rehabilitations-Tragers (Reha-Tragers) erforderlich

Eine breite Facherung des Angebots soll dafiir sorgen, dass sowohl im Hinblick auf Art und

Schwere der Behinderungen, die unterschiedlichen Leistungsfahigkeiten und Entwicklungs-

maoglichkeiten, als auch Eignung und Neigung betreffend, ein adaquates Angebot fir den
8



Einzelnen unterbreitet werden kann. Diese Bildungsleistungen sind unter Bertcksichtigung der
individuellen Moglichkeiten und Fahigkeiten inhaltlich und strukturell am regionalen allgemei-
nen AM auszurichten.

Von besonderer Bedeutung ist die Durchfiihrung (mindestens von Teilen) des BBB in Betrie-
ben und Dienststellen des allgemeinen AM fir diejenigen, die Interesse zeigen und die flr
einen Einsatz auf dem allgemeinen AM von ihren Fahigkeiten hierflr geeignet erscheinen.

Unter Beibehaltung dieser vorrangigen Zielsetzung, kann alternativ der Ubergang in den AB
angestrebt werden, wenn die Aufnahme einer Beschaftigung auf dem allgemeinen AM durch
in der Person liegender Grunde nicht mdglich ist oder von ihr nicht angestrebt wird.

Aufgabe des BBB ist es, unter Beteiligung der Menschen mit Behinderungen und Bericksich-
tigung ihres Wunsch- und Wahlrechts sowie ihrer Fahig- und Fertigkeiten die individuelle Be-
rufs- und/oder Bildungsplanung fortzufihren und weiterzuentwickeln.

1.3.  Zielgruppe

1.3.1 Allgemeine Zielgruppenbetrachtung

Leistungen im EV und BBB im Sinne des § 219 Abs.1 Satz 2 und Abs. 2 SGB IX bzw. i. V. mit
§ 60 Abs. 1 SGB IX erhalten Menschen mit Behinderungen,

o flr die eine Ausbildung oder die Aufnahme einer Arbeit auf dem allgemeinen AM wegen
Art oder Schwere der Behinderung nicht, noch nicht oder noch nicht wieder in Betracht
kommt,

e beidenen erwartet werden kann, dass sie spatestens nach Teilnahme am BBB wenigstens
ein Mindestmal} an wirtschaftlich verwertbarer Arbeitsleistung erbringen kénnen und

o bei denen mit einer der Behinderung angemessenen Betreuung keine erhebliche Selbst-
oder Fremdgefahrdung zu erwarten ist

1.3.2 Einbettung in das Forderportfolio

Menschen mit Behinderungen steht ein ausdifferenziertes Instrumentenportfolio zur Verfu-
gung. Je nach individueller Leistungsfahigkeit stehen vor oder nach der Teilnahme an EV und
BBB weitere Férderangebote zur Auswahl. Hier nur eine Auswahl:

e Diagnosemalnahmen

Die Diagnose der Arbeitsmarktfahigkeit besonders betroffener behinderter Menschen (DIA-
AM gem. § 49 Abs. 4 SGB IX) richtet sich an Rehabilitandinnen und Rehabilitanden mit einem
Leistungspotenzial im unteren Grenzbereich der Anforderungen des allgemeinen Arbeitsmark-
tes. Durch eine individuell ausgerichtete Orientierung und praxisorientierte Eignungsabklarung
(im betrieblichen Umfeld) sollen konkrete Feststellungen gewonnen und belastbare Aussagen
getroffen werden. Ziel ist es, zu identifizieren, inwieweit das individuelle Leistungspotenzial fir
eine Beschaftigung auf dem allgemeinen AM ausreicht oder die Leistungsfahigkeit fir den all-
gemeinen Arbeitsmarkt wegen Art oder Schwere der Behinderung nicht bzw. noch nicht aus-
reicht.

o Eignungsabklarung/Arbeitserprobung (EA/AP)

Soweit erforderlich wird gemal § 49 Abs. 4 S. 2 SGB IX die berufliche Eignung abgeklart oder
eine Arbeitserprobung durchgefihrt, um moglichst dauerhaft die Teilhabe am Arbeitsleben von
Menschen mit Behinderungen oder von Behinderung bedrohter Menschen zu sichern.

e Unterstitzte Beschaftigung (UB)

Die Teilnahme an der MaRnahme ,Unterstlitzte Beschaftigung“ gemaf § 55 SGB IX soll Leis-
tungsberechtigten mit einem besonderen Unterstitzungsbedarf eine angemessene, geeignete
und sozialversicherungspflichtige Beschaftigung ermdglichen und erhalten. Die UB umfasst
eine individuelle betriebliche Qualifizierung und bei Bedarf eine Berufsbegleitung.

e Malinahme in einer Reha-Einrichtung fur psychisch kranke Menschen (RPK)
9



Die MaRRnahme bietet den Teilnehmenden (nach § 49 SGB 1X) zugeschnittene medizinische,
berufliche und psychosoziale Leistungen an. Ziel ist die Férderung der gesundheitlichen Sta-
bilitdt und der Alltagskompetenzen der Rehabilitandinnen und Rehabilitanden, sowie das Tes-
ten von Belastbarkeit und Leistungsfahigkeit fiir eine Ausbildung oder Arbeit.

o Budget fur Ausbildung

Das Budget flir Ausbildung (gemafR § 61a SGB IX) bietet Menschen mit Behinderungen, die
bisher keine Ausbildung absolvieren konnten, die Chance, einen Ausbildungsabschluss zu er-
werben. Es ist eine Alternative zu Leistungen im BBB. Das Budget fir Ausbildung verbessert
die Wahlmdglichkeiten von Menschen mit Behinderungen und steigert die Eingliederungs-
chancen in den allgemeinen Arbeitsmarkt. Menschen mit Behinderungen, die einen Anspruch
auf Leistungen im EV oder BBB haben und mit einem privaten oder 6ffentlichen Arbeitgeber
ein regulares sozialversicherungspflichtiges Ausbildungsverhaltnis (z. B. nach BBiG, HwO)
abschliel’en, kénnen ein Budget fur Ausbildung erhalten. Die Zustandigkeit fur die Leistungs-
erbringung ergibt sich aus § 63 Abs. 3 SGB IX.

e Budget fur Arbeit

Das Budget fur Arbeit (nach § 61 SGB IX) soll Menschen mit Behinderungen eine Beschafti-
gung auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt ermdglichen. Es ist eine Alternative zu Leistungen im
AB. Mit Abschluss eines sozialversicherungspflichtigen Arbeitsverhaltnisses mit einem priva-
ten oder o6ffentlichen Arbeitgeber kdnnen Menschen mit Behinderungen ein Budget fur Arbeit
erhalten. Es beinhaltet einen Lohnkostenzuschuss an den Arbeitgebenden sowie die Aufwen-
dungen fur die erforderliche Begleitung und Anleitung des Arbeithehmenden am Arbeitsplatz.
Der Mensch mit Behinderungen kann so seinen Lebensunterhalt (oder zumindest einen gro-
Ren Teil davon) durch sein eigenes Einkommen finanzieren. Die Zustandigkeit fur die Leis-
tungserbringung ergibt sich aus § 63 Abs. 3 SGB IX.

e Arbeitsbereich

Der AB (gemaft § 58 SGB IX) ist auf die Eigenproduktion, die Abwicklung von Produktionsauf-
tragen und die Erbringung von Dienstleistungen ausgerichtet. Im AB wird durch ein moéglichst
breites Angebot an Arbeitsplatzen den unterschiedlichen Bedurfnissen, Fahigkeiten und Po-
tenzialen der Menschen mit Behinderungen Rechnung getragen. Die Ausstattung der Arbeits-
platze soll weitgehend denen auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt entsprechen. Arbeitsbeglei-
tend sollen geeignete MaRnahmen durchgefuhrt werden, die die Leistungsfahigkeit erhalten
oder erhohen und der Personlichkeitsentwicklung dienen. Darlber hinaus werden durch Trai-
ningsmaflnahmen, Betriebspraktika und durch eine zeitweise Beschaftigung auf ausgelager-
ten Arbeitsplatzen weitere Moglichkeiten angeboten, um einen Ubergang in den allgemeinen
Arbeitsmarkt vorzubereiten. Die Zustandigkeit fur die Leistungserbringung ergibt sich aus
§ 63 Abs. 2 SGB IX.

o Gesamt-Produktkatalog der Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben

Die Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben nach dem SGB Ill und SGB IX umfassen sehr
unterschiedliche MaRnahmen zur Férderung von Menschen mit Behinderungen und von Be-
hinderung bedrohter Menschen. Dies sind insbesondere Hilfen zur Erhaltung oder Erlangung
eines Arbeitsplatzes und zur Férderung der Arbeitsaufnahme. Leistungen kénnen an Men-
schen mit Behinderungen sowie an Arbeitgeber fir Menschen mit Behinderungen mit dem Ziel
einer Beschaftigung auf dem allgemeinen AM erbracht werden.

1.4. Leistungserbringende

1.4.1 Werkstatten fiir behinderte Menschen

Damit eine Einrichtung als WfbM tatig werden kann, muss sie einen Antrag auf Anerkennung
stellen. Uber die Anerkennung entscheidet gem. § 225 SGB IX die BA im Einvernehmen mit
dem zustandigen Trager der Eingliederungshilfe.
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Die Voraussetzungen fur eine Anerkennung sind in §§ 51, 56 - 58, 219, 225 SGB IX und
§§ 1 — 16 WVO festgehalten. Der Antrag auf Anerkennung ist auf arbeitsagentur.de hinterlegt
(www.arbeitsagentur.de/institutionen/bildungstraeger/spezifische-leistungsanbieter).

Mit in Kraft treten des Fachkonzeptes EV/BBB ist das neu zu erstellenden QLHB bis zum
31.12.2026 im Operativen Service Arbeitsmarktdienstleistungen (AMDL) zur Prifung einzu-
reichen. Dies gilt ebenso bei neuen Antragen auf Anerkennung.

Mit Einreichung des QLHB ist zu belegen, dass ein Antrag auf Tragerzulassung fur den Fach-
bereich Nr. 6 der AZAV, d. h. gemal § 5 Abs. 1 Nr. 6 AZAV, gestellt ist.

Die Unterlagen sind auf arbeitsagentur.de (unter https://www.arbeitsagentur.de/institutio-
nen/bildungstraeger/spezifische-leistungsanbieter) veroffentlicht.

Einen Uberblick tber alle anerkannten WfbM sowie deren Leistungsangebote und Produkte
bietet das Werkstattenverzeichnis, welches die BA gem. § 225 Satz 3 SGB IX zu fuhren hat
oder die Werkstattendatenbank von REHADAT.

1.4.2 Andere Leistungsanbieter

Mit dem Inkrafttreten des BTHG kdnnen Menschen mit Behinderung das EV und den BBB
auch bei einem aLa gemal § 60 SGB IX in Anspruch nehmen. Diese alLa bedurfen einer Zu-
lassung zur Preisverhandlung durch die BA.

Fir aLa gelten die mafigeblichen Vorschriften wie fir WfbM. Insbesondere haben sie diesel-
ben Qualitatsanforderungen zu erflllen wie WfbM. Anforderungen, die nicht bzw. nicht im sel-
ben Umfang erflllt werden miissen, sind in § 60 Abs. 2 SGB IX abschlieend benannt.

Mit in Kraft treten des Fachkonzeptes EV/BBB ist das neu zu erstellenden QLHB bis zum
31.12.2026 im Operativen Service Arbeitsmarktdienstleistungen (AMDL) zur Prifung einzu-
reichen. Dies gilt ebenso bei neuen Antragen auf Anerkennung.

Mit Einreichung des QLHB ist zu belegen, dass ein Antrag auf Tragerzulassung fur den Fach-
bereich Nr. 6 der AZAV, d. h. gemal} § 5 Abs. 1 Nr. 6 AZAV, gestellt ist.

Die Unterlagen sind auf arbeitsagentur.de (unter https://www.arbeitsagentur.de/institutio-
nen/bildungstraeger/spezifische-leistungsanbieter) veroffentlicht.

Einen Uberblick Uber die aLa nach § 60 SGB IX bietet das Portal REHADAT (Anbieteriiber-
sicht) . Der Leistungsanbieter selbst stellt sicher, dass sein Mallnhahmenangebot im Informati-
onssystem REHADAT aktuell ist.

1.5. Zustandigkeiten

1.5.1 Zustandigkeiten innerhalb der Bundesagentur fiir Arbeit

e Ortliche Agenturen fiir Arbeit: das Team Berufliche Rehabilitation und Teilhabe (BRT-
Team) als Zuweisende und Einrichtungsbetreuende sowie als Kooperationspartner bei der
Arbeitsvermittlung und Arbeitsmarktberatung (ggf. mit weiteren internen und externen Stel-
len) — Zustandigkeit ergibt sich grundsatzlich bezogen auf den Hauptsitz des Leistungser-
bringenden - fir andere Betriebstatten/Standorte ergibt sich ggf. eine abweichende Zu-
standigkeit. Des Weiteren ist das Team BRT flr die Ermittlung des pauschalen Fahrkos-
tensatzes zustandig.

e Operativer Service am Sitz der Regionaldirektion, welcher mit folgenden Aufgaben betraut
ist:

* Anerkennungsverfahren und Prifung des QLHB bei WfbM

» Zulassungsverfahren und Prifung des QLHB bei alLa

+ Uberwachung der Belegungssituation und der Stellenbesetzung inklusive des Per-
sonaleinsatzes und der Qualifikation

« Uberwachung Giiltigkeit AZAV
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https://www.arbeitsagentur.de/datei/dok_ba022895.pdf
https://www.arbeitsagentur.de/institutionen/bildungstraeger/spezifische-leistungsanbieter
https://www.arbeitsagentur.de/institutionen/bildungstraeger/spezifische-leistungsanbieter
https://www.arbeitsagentur.de/datei/dok_ba015706.pdf
https://www.rehadat-adressen.de/adressen/arbeit-beschaeftigung/werkstaetten-fuer-behinderte-menschen/werkstaetten-und-werkstattportraets/
https://www.arbeitsagentur.de/institutionen/bildungstraeger/spezifische-leistungsanbieter
https://www.arbeitsagentur.de/institutionen/bildungstraeger/spezifische-leistungsanbieter
https://www.rehadat-adressen.de/de/arbeit-beschaeftigung/anderer-leistungsanbieter-nach-dem-bthg/index.html
https://www.rehadat-adressen.de/adressen/arbeit-beschaeftigung/andere-leistungsanbieter-nach-bthg/index.html?query=%28anderer%20Anbieter%29&filter=%28art_adr%3A%28%22anderer%20Anbieter%22%29%29%20AND%20doc_type%3AADR&listtitle=Andere%20Leistungsanbieter&mode=list
https://www.rehadat-adressen.de/adressen/arbeit-beschaeftigung/andere-leistungsanbieter-nach-bthg/index.html?query=%28anderer%20Anbieter%29&filter=%28art_adr%3A%28%22anderer%20Anbieter%22%29%29%20AND%20doc_type%3AADR&listtitle=Andere%20Leistungsanbieter&mode=list

o Technischer Beratungsdienst, der im Anerkennungs- bzw. Zulassungsverfahren und im
Rahmen der Qualitatssicherung Raumlichkeiten, Ausstattung und Gebaude der Leistungs-
erbringenden unter Bericksichtigung des vorgelegten Konzeptes und § 8 WVO begutach-
tet

e Ortlich zustandiger Operativer Service (Team Berufsausbildungsbeihilfe/Reha und AMDL)
fur die Abrechnung und Auszahlung an Teilnehmende und Leistungserbringende

e Ortlich zustandige Regionaldirektion als Ansprechpartner bei fachlich-inhaltlichen Fragen
Regionales Einkaufszentrum: Durchfihrung der Preisverhandlung und des Vertragsmana-
gements

1.5.2 Zustandigkeit anderer Kostentrager

Sofern sich die Zustandigkeit eines anderen Reha-Tragers als die BA fur die Durchfihrung
eines EV und/oder BBB ergibt, wird das weitere Verfahren (z.B. Zuweisung, Kostenlbernahme
und individuelle Begleitung und Betreuung des Menschen mit Behinderungen) mit diesem ge-
regelt. Das Anerkennungsverfahren nach § 225 SGB |X verbleibt bei der BA.

1.6. Struktur- und Prozessmerkmale

1.6.1 Anerkennungs-/Zulassungsverfahren

Leistungserbringende haben alle Voraussetzungen zu schaffen, die notwendig sind, um die
ihnen gestellten Aufgaben ordnungsgemal erfillen zu kénnen. Grundsatzlich sind die Anfor-
derungen an Einrichtungen der beruflichen Reha nach § 51 SGB IX umzusetzen (siehe hierzu
Gemeinsame Empfehlung Einrichtungen fur Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben der
Bundesarbeitsgemeinschaft fir Rehabilitation (BAR). AufRerdem sind die Vorgaben der WVO,
insbesondere der §§ 1 bis 16 der WVO zu erfillen. Die Ausnahmen fur aLa sind in § 60 Abs. 2
SGB IX geregelt. Die unterschiedlichen Voraussetzungen fur eine formliche Anerkennung ei-
ner WfbM bzw. der Zulassung anderer Leistungsanbieter sind in der Anlage 4 aufgefihrt.

1.6.2 Zertifizierung und Tragerzulassung

Trager, die Arbeitsmarktdienstleistungen im Rahmen der LTA (SGB IlI- und/oder SGB IX-spe-
zifisch) fur die BA erbringen, bedirfen grundsatzlich einer Tragerzulassung durch eine fach-
kundige Stelle (§ 176 Abs. 1 SGB III).

1.6.3 Qualitats- und Leistungshandbuch

Der Leistungserbringende stellt in seinem QLHB dar, wie das EV und/oder der BBB auf Basis
des Fachkonzeptes konkret umgesetzt wird. Es ist der komplette Weg eines Teilnehmenden
zu beschreiben vom ersten Kontakt, (iber den Durchlauf der Manahme(n) bis hin zum Uber-
gang in ein Beschaftigungsverhaltnis inklusive der begleitenden Angebote und einzelnen Kon-
zepte. Fur die Erstellung eines QLHB steht in der Anlage 3 eine Orientierungshilfe sowie eine
Gliederung zur Verfligung.

Hinweis fur WfbM: Das QLHB ersetzt das bisher vorliegende Durchfiihrungskonzept der
WfbM. Das neu zu erstellende QLHB ist nach Aufforderung der Anerkennungsbehdrde einzu-
reichen. Dies hat keinen Einfluss auf den aktuellen Status der Anerkennung und dient den
Reha-Tragern zur Qualitatssicherung und Vergleichbarkeit.

Ein QLHB ist bei erstmaliger Beantragung einer Anerkennung/Zulassung und allen weiteren

Antragen zu relevanten Anderungen einzureichen, wie zum Beispiel:

e Anderung der Durchfilhrung des BBB (Zentralisierung, Einrichtung virtueller Bereiche oder
inklusiver Abteilungen usw.)

e Errichtung weiterer Betriebsstatten

e Anderung/Erweiterung des Portfolios an Behinderungsarten
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e bei fachlich-inhaltlichen Anderungen sowie Anpassungen in der Struktur (Ablauf und der
Ausrichtung der Behinderungsart bzw. Erweiterung)
e Anderung der Kapazitaten

Die Anderungen sind jeweils farblich zu kennzeichnen.

1.6.4 Qualitatszirkel

Es ist bei jedem Leistungserbringenden ein Qualitatszirkel einzurichten, dem in gleicher Zahl
Vertreter des Leistungserbringenden, der Bundesagentur fir Arbeit und des zustandigen Tra-
gers der Eingliederungshilfe angehéren und dessen Mitglieder mit allen anfallenden Aufgaben
betraut werden. Weitere Reha-Trager kdnnen dem Qualitatszirkel angehdren. Seine Aufgabe
besteht Uberwiegend aus beratenden Téatigkeiten. Ein Tatigwerden im konkreten Einzelfall ist
nicht zulassig.

Der Qualitatszirkel soll zur Qualitdtsentwicklung und -sicherung im EV und BBB durch eine
kontinuierliche Beobachtung der Férderkonzepte und -strukturen entlang des jeweiligen QLHB
beitragen. Im Rahmen seines Beratungsauftrages betrachtet er dabei Effektivitat und Effizienz
der FérdermalRnahmen. Durch konzeptionelle Empfehlungen kann der Qualitatszirkel zur Op-
timierung des Férderprozesses beitragen und damit auch Ubergange auf den allgemeinen Ar-
beitsmarkt unterstitzen.

Der Qualitatszirkel ist bei folgenden MaRnahmen entsprechend zu beteiligen:

e bei der grundsatzlichen Planung und Durchfiihrung arbeitsbegleitender Malihahmen

e bei der Festlegung von Verfahrensablaufen und Auswahlkriterien der fir den Ubergang
auf den allgemeinen AM in Frage kommenden Beschéftigten

e bei der konzeptionellen Planung und Durchfiihrung von MalRnahmen zum Ubergang auf
den allgemeinen AM (grundsétzliches Ubergangsmanagement)

e bei der Prifung der Kompatibilitat der geplanten Mallnahmen (z. B. Qualifizierungsbau-
steine) mit weiterfihrenden Bildungsangeboten und Erfordernissen des allgemeinen AM

e in allen grundsatzlichen Fragen, die im Zusammenhang stehen mit der Forderung des
Ubergangs geeigneter Beschaftigter aus dem BBB und AB auf den allgemeinen AM.

Soweit erforderlich kann der Qualitatszirkel auch weitere Personen zur Beratung hinzuziehen
und Sachverstandige anhéren. Bei Fragen des Ubergangs auf den allgemeinen AM kénnen
dies auch Mitarbeitende sein von z. B. Arbeitsagenturen, Handwerkskammern, Industrie- und
Handelskammern, Integrationsamtern/Inklusionsamter, Integrationsfachdiensten, Einheitli-
chen Ansprechstellen fur Arbeitgeber (EAA), Forderberufsschulen usw.

1.6.5 Bauliche Gestaltung, raumliche und sachliche Ausstattung und Einzugsgebiet

Vorgaben hierzu sind in § 8 WVO (und fur aLa in Verbindung mit § 60 SGB IX) geregelt (siehe
Anlage 4).

1.6.6 Personal

Bei der Leistungserbringung ist fachlich qualifiziertes und erfahrenes Personal einzusetzen.
Der Personaleinsatz muss quantitativ und qualitativ den Anforderungen entsprechen (siehe
Anlage 4).

Der Grundsatz der Kontinuitat des Personals ist durch festangestelltes Personal zu gewahr-
leisten. Hierbei ist sicherzustellen, dass in der Arbeit mit den einzelnen Teilnehmenden ein
Wechsel soweit wie mdglich vermieden wird. Eine Vertretung z. B. im Urlaubs- oder Krank-
heitsfall ist sicherzustellen.

Der aktuelle Personaleinsatz (Stichtag 30.09.) ist der BA mindestens einmal jahrlich bis zum
31.10. jedes Jahres, oder auf Anforderung schriftlich mitzuteilen. Die BA behalt sich vor, den
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Einsatz des Personals abzulehnen, sofern hinsichtlich der Qualifikationsanforderungen Be-
denken bestehen.

Es ist auch sicherzustellen, dass das eingesetzte Fachpersonal die Méglichkeit erhalt, seine
Qualifikation fur die Arbeit mit Menschen mit Behinderungen kontinuierlich durch Fort- und
Weiterbildung, Teambesprechungen und Supervision zu festigen und weiterzuentwickeln
(§ 11 WVO). Dies qilt ebenfalls flr gesetzliche Anforderungen (wie z. B. gepriifte Fachkraft fir
Arbeits- und Berufsférderung, sonderpadagogische Zusatzausbildung, Arbeitsschutzbeauf-
tragte, Brandschutzbeauftragte, Datenschutzbeauftragte, Fachkraft-Arbeitssicherheit) ent-
sprechend der Vorgaben flr die Anerkennung/Zulassung.

1.6.7 MaBRnahme-Eintritt

Sofern einer Aufnahme nichts entgegensteht, sind die Eintritte zeitnah zu realisieren (mog-
lichst innerhalb eines Monats). Die MaRnahmen stehen in WfbM ganzjahrig zur Verfigung und
sehen zeitlich flexible Eintritte vor. Im Falle eines anderen Leistungsanbieters besteht geman
§ 60 Abs. 2 Nr. 4 SGB IX keine Verpflichtung zur Aufnahme von Teilnehmenden. Sofern einer
Aufnahme beim anderen Leistungsanbieter nichts entgegensteht, sind auch hier die Eintritte
madglichst zeitnah zu realisieren.

1.6.8 Beschiftigungszeit

Grundsatzlich ist im EV/BBB eine Beschaftigungszeit von 35 bis 40 Stunden/Woche mit dem
Leistungsangebot abzudecken (§ 6 Abs. 1 WVO).

Diese Stundenzahl schlie3t Erholungspausen und Zeiten der Teilnahme an MalRhahmen ein,
die der Erhaltung und Erhéhung der Leistungsfahigkeit und der Weiterentwicklung der Persén-
lichkeiten dienen.

Gemal § 6 Abs. 2 WVO ist die individuelle Arbeitszeit, also die Dauer der individuellen Teil-
nahme, unter Berlicksichtigung der individuellen Bedlrfnisse des Menschen mit Behinderun-
gen, mit dem zustandigen Reha-Trager abzustimmen.

Eine Reduzierung der individuellen Beschaftigungszeit im EV und BBB ist mdglich, wenn es
wegen Art oder Schwere der Behinderung oder wegen Kinderbetreuungszeiten notwendig er-
scheint. Eine Reduzierung ist auch mdglich, wenn dies wegen der Teilnahme am Berufsschul-
oder Forderberufsschulunterricht notwendig erscheint. Die Entscheidung tber eine mégliche
Reduzierung trifft der zustandige Reha-Trager im Einvernehmen mit dem Teilnehmenden.

Die Mindestbeschaftigungszeit muss 15 Stunden wdchentlich betragen. Eine Ausnahme
hierzu besteht fir Menschen mit Behinderungen, welche innerhalb angemessener Zeit voraus-
sichtlich wieder an die Mindestbeschaftigungszeit herangefuhrt werden kdnnen.

Eine Reduzierung der taglichen/wdchentlichen Beschaftigungszeit fuhrt nicht zu einer Verlan-
gerung der Dauer des EV/BBB.
Hinweis:

In Abgrenzung zum EV/BBB ergeben sich Uber § 6 Abs. 2 WVO mdgliche Rechtsanspriiche
aus dem Teilzeit- und Befristungsgesetz (TzBfG) ausschlieBlich flr beschaftigte Menschen mit
Behinderungen im Arbeitsbereich. Diese haben die Mdglichkeit aufgrund des arbeitneh-
merahnlichen Rechtsverhaltnisses eine Teilzeitvereinbarung zu schlielen. Hierflr bedarf es
der Zustimmung des leistenden Reha-Tragers fiir den AB.

1.6.9 Dauer des Eingangsverfahrens

Ein EV ist generell durchzuflhren.
Die Leistungen im EV werden fur drei Monate erbracht (§ 3 WVO und § 57 SGB IX).

Eine Verklrzung auf bis zu vier Wochen erfolgt, wenn
e die eignungsdiagnostische Feststellung zuvor im Rahmen einer DIA-AM erfolgte oder
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o diese Dauer im Laufe des EV als ausreichend festgestellt wird oder
¢ nach einem Budget fir Ausbildung, wenn die Fachrichtung beibehalten wird oder
e nach dem Ubergang aus einer Unterstltzten Beschéftigung.

Eine Verlangerung ist nicht moéglich.

Eine Wiederholung ist grundsatzlich nur nach einer angemessenen Zeit und bei wesentlichen
Veranderungen der individuellen Situation mdglich und wenn die Annahme gerechtfertigt er-
scheint, dass die Voraussetzungen fir die Aufnahme in den BBB nun vorliegen. Diese Ent-
scheidung obliegt dem zustandigen Reha-Trager unter Bertcksichtigung des individuellen Ein-
zelfalles.

1.6.10 Dauer des Berufsbildungsbereichs
Die Leistungen im BBB werden fur 24 Monate erbracht (§ 4 WVO i.V. mit § 57 Abs. 3 SGB IX).

Eine Verkirzung des BBB ergibt sich durch die Anrechnung von Zeiten der UB nach
§ 55 SGB IX. Diese werden zur Halfte auf die Dauer des BBB angerechnet und dirfen insge-
samt (UB und BBB) nicht mehr als 36 Monate betragen. Eine Verklrzung kann sich ebenfalls
durch die Anrechnung von Zeiten eines Budgets flr Ausbildung ergeben. Zeiten eines Budgets
fur Ausbildung werden auf die Dauer des BBB angerechnet, wenn die Fachrichtung beibehal-
ten wird.

Eine Verlangerung des BBB ist nicht moglich - auch nicht bei individuell erforderlicher Redu-
zierung der Beschaftigungszeit.

Eine Wiederholung ist grundsatzlich nach § 4 Abs. 6 Nr. 2 WVO mdglich. Die Entscheidung
daruber, ob und in welchem Umfang (ganz oder teilweise) sowie nach welchem Zeitraum im
Verhaltnis zur vorausgegangenen MalRnahme eine Wiederholung im Einzelfall zweckmaRig
und notwendig erscheint, obliegt dem jeweils zustandigen Reha-Trager.

Leistungen im AB werden gemal § 58 Abs. 1 S. 2 SGB IX im Anschluss an Leistungen im
BBB erbracht. Hiervon kann abgewichen werden, wenn der Mensch mit Behinderungen tUber
die erforderliche Leistungsfahigkeit gemaf’ § 58 Abs. 1 S. 2 SGB IX verfligt. Eine Entscheidung
uber den Wegfall des BBB und direkten Einstieg in den AB obliegt dem Reha-Trager des AB.

Die Forderzusage erfolgt in der Regel fur zwdlf Monate und bei Bedarf zum Ende dieses For-
derzeitraumes flr weitere zwoIf Monate.

Ist von vornherein die Notwendigkeit einer Férderung von 27 Monaten (EV und BBB) absehbar
und die Durchfihrung beim selben Leistungserbringenden wahrscheinlich, kann eine Bewilli-
gung fur den Gesamtférderzeitraum erfolgen.

1.6.11 Ubergangsmanagement

Der nachhaltige Ubergang von Menschen mit Behinderungen auf den allgemeinen AM ist
durch geeignete MaRnahmen zu férdern (wie z. B. Einrichtung einer Ubergangsgruppe mit
besonderen Férderangeboten, durch ausgelagerte Arbeitsplatze, durch individuelle Vermitt-
lung erweiterter Kompetenzen als Gbergangsférdernde Malihahmen).

Der Leistungserbringende ist hierbei verpflichtet den Menschen mit Behinderungen umfassend
Uber Moglichkeiten und Instrumente fir die Erlangung einer Ausbildung bzw. Beschéaftigung
auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt zu informieren und Uber die gesamte Bandbreite aufzukla-
ren.

Bei der Festlegung dieser strukturellen MalRnahmen ist der Qualitatszirkel entsprechend zu
beteiligen. Fur die Erarbeitung dieser MalRnahmen kann die fachliche Expertise regional be-
teiligter Akteure wie z. B. Trager der Eingliederungshilfe, Integrationsamt,
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Integrationsfachdienst, Agentur fur Arbeit/Jobcenter, Deutsche Rentenversicherung (DRV)
eingeholt werden. Die vom Leistungserbringenden vorgesehenen MalRnahmen im Ubergangs-
management sind im QLHB entsprechend zu beschreiben und ein bestehendes Konzept als
Anlage beizufliigen.

Hierbei sind tberregionale Konzepte zum Ubergangsmanagement der Reha-Tréger entspre-
chend zu berlcksichtigen.

Sobald im Einzelfall Méglichkeiten fiir einen Ubergang auf den allgemeinen AM erkennbar
werden, beteiligt der Leistungserbringende initiativ den individuell zustandigen Reha-Trager
Uber die entsprechenden Kommunikationsformate (siehe unter 2. Kommunikationsformate)
sowie die BA, damit diese ihren Beratungs- und Vermittlungsauftrag gemaf
§ 187 Abs. 1 S. 1 SGB IX erfullen kann. Die Mdglichkeiten der Férderung und Begleitung wer-
den dann individuell ggf. mit weiteren Beteiligten (z. B. Trager der Eingliederungshilfe, DRV,
Jobcenter, gesetzliche Leistungstrager fur schwerbehinderte Menschen und Arbeitgeber) er-
arbeitet und méglichst frihzeitig vorbereitet.

Es ist eine tragerubergreifende Zusammenarbeit sowie eine enge Kooperation aller Beteiligten
erforderlich, um einen harmonischen und nachhaltigen Ubergang zu erzielen und Briche zu
vermeiden wie z. B. eine Gefahrdung der (finanziellen) Lebensgrundlage.

Hinweis

Ein schwerbehinderter oder gleichgestellter behinderter Mensch, der im Rahmen einer Maf3-
nahme zur Férderung des Ubergangs (§ 5 Abs. 4 S. 1 WVO) aus der WfbM oder vom alLa auf
dem allgemeinen AM beschaftigt ist, wird fir diese Zeit auch auf die Zahl der Pflichtarbeits-
platze angerechnet (§ 158 Abs. 3 SGB IX). Fur die Anrechnung beim Arbeitgeber stellt der
Leistungserbringende die erforderliche Bescheinigung aus.

1.7 Qualititsmanagement

1.7.1 Einrichtungsbetreuung

Die ortlichen Agenturen fur Arbeit benennen namentlich einen Einrichtungsbetreuenden fir die
Ubergreifende Kommunikation und Zusammenarbeit mit den Leistungserbringenden. Einrich-
tungsbetreuende und Leistungserbringende stimmen sich gemeinsam uber die Art und Weise
der Kommunikation und der Zusammenarbeit ab (z. B. den Turnus von gemeinsamen Fach-
gesprachen, Teilnahme am Qualitatszirkel, das Vorgehen bei unentschuldigten Fehlzeiten und
die Meldung von Arbeitsunfahigkeitszeiten).

Einrichtungsbetreuende sind auch Partner beim Abschluss der Zielvereinbarung und fur die
Nachhaltung der Qualitats-Standards entsprechend des Fachkonzeptes EV/BBB beim Leis-
tungserbringenden verantwortlich.

1.7.2 Zielvereinbarung

Zwischen den Leistungserbringenden und der ortlichen Agentur fur Arbeit (vertreten durch den
Einrichtungsbetreuenden) ist jahrlich fiir jeweils ein Kalenderjahr gemeinsam eine auf die Ein-
richtung bezogene individuelle und mdglichst realistische Zielvereinbarung abzuschliefl3en.

Dies gilt ab dem Kalenderjahr nach Verdéffentlichung des Fachkonzeptes EV/BBB. Dabei sind
das Wunsch- und Wahlrecht der Menschen mit Behinderungen und die individuell vereinbarten
Eingliederungsplane entsprechend zu bericksichtigen.

Verpflichtende Inhalte einer Zielvereinbarung sind:

o Festlegung eines Prozentsatzes/einer Anzahl oder eines Zielkorridors von zu absolvieren-
den Betriebspraktika (insgesamt fiir alle Teilnehmenden im BBB)
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o Festlegung eines Prozentsatzes/einer Anzahl oder eines Zielkorridors von Teilnehmenden
im BBB, die einen anerkannten Qualifizierungsbaustein oder andere vergleichbare Zertifi-
katslehrgange absolvieren sollen

o Festlegung eines Prozentsatzes/einer Anzahl oder eines Zielkorridors an durchzufihren-
den Mobilitatstrainings

Weitere optionale Inhalte einer Zielvereinbarung (beispielhaft):

e Festlegung der Termine fiir gemeinsame Austausche wie z. B. Termine im Rahmen der
Einrichtungsbetreuung/-begleitung oder auch Termine fur Qualitatszirkel

e Erstellung/Weiterfiihrung einer Liste der Kooperationsbetriebe/Partner zur jahrlichen Vor-
lage und Prifung

e Festlegung von Dokumentationsstandards zur Entwicklung/Weiterentwicklung von Qualifi-
zierungsbausteinen in Zusammenarbeit mit Kammern/Innungen und anderen zustandigen
Stellen nach dem BBiG

e Vereinbarungen von nicht zwingend vorgeschriebenen Qualifizierungen der Mitarbeiten-
den z. B. zu neuen Behinderungsarten/Portfolio-Erweiterungen des Leistungserbringen-
den oder zum Einsatz technischer Innovationen

e regionale und arbeitsmarktliche Themen (z. B. Veranderung in der Berufs- und Arbeits-
welt), die gemeinsam nachgehalten werden

e ,Tag der offenen Tur"

e Teilnahme bzw. Durchfihrung von inklusiven Jobbérsen oder Jobmessen

Der Leistungserbringende informiert den Qualitatszirkel Uber die abgeschlossene Zielverein-
barung, deren Durchflihrung und das Ergebnis.

Die Werkstattrate und Frauenbeauftragten haben gemaf § 4 WMVO darlber zu wachen, ob
die zu Gunsten der Teilnehmenden abgeschlossene Zielvereinbarung durchgefuhrt wird.

1.7.3 Zielnachhaltung

Einrichtungsbetreuende der 6rtlichen Agentur fir Arbeit stellen gemeinsam mit den Leistungs-
erbringenden die Nachhaltung der Zielvereinbarung sicher.

Bei Nichterreichen der festgelegten Ziele ist gemeinsam zu prufen, welche Ursachen mal3geb-
lich dafir waren und wie die Ziele zukiinftig realistischer festgelegt und eingehalten werden
kdénnen. Der Einrichtungsbetreuende informiert den Qualitatszirkel Gber den Inhalt der Zielver-
einbarung sowie den Stand der Umsetzung.

Hierbei ist eine unterjahrige Nachsteuerung méglich, wenn dies im beiderseitigen Einverneh-
men erforderlich erscheint.
1.7.4 Qualitatssicherung

Die Einrichtungsbetreuenden in den 6rtlich zustandigen Agenturen fur Arbeit sind fur die Ein-
haltung der Qualitats-Standards entsprechend des Fachkonzeptes EV/BBB und des QLHB
beim Leistungserbringenden verantwortlich.

Im Rahmen der Zusammenarbeit zwischen Einrichtungsbetreuenden und Leistungserbringen-
den erfolgt ein regelmafiger Austausch zur Durchfiihrung der Malinahme und Einhaltung der
Qualitatsstandards innerhalb der Manahme und innerhalb der Einrichtung. Qualitdtsmangel
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und Unstimmigkeiten, sind in angemessener Zeit durch den Leistungserbringenden in Abspra-
che mit dem Einrichtungsbetreuenden zu beseitigen. Anhaltende Probleme und Schwierigkei-
ten werden durch die Einrichtungsbetreuenden an den jeweiligen Qualitatszirkel gemeldet und
dort im Rahmen der ,Ubergeordneten Aufgaben® in die Beratung und Begleitung aufgenom-
men.

2. Kommunikationsformate

2.1 Eingliederungsplanung

Gemeinsam mit den Teilnehmenden ist bei Beginn der Ma3nahme auf Grundlage einer quali-
fizierten Kompetenzanalyse (Feststellungen zum Leistungspotential) und eines konkret zu be-
nennenden Eingliederungszieles ein jeweils individueller Eingliederungsplan zu erstellen.

Die kontinuierliche Uberpriifung und ggf. Anpassung der Zielplanung erfolgt durch regelma-
Rige Austausche mit allen Betroffenen und wird in einem dynamischen Eingliederungsplan
fortgeschrieben. Hierbei sind fortlaufend Férderalternativen zu prufen. Die Leistungserbringen-
den sind dabei mit den Reha-Tragern Uber die individuellen Entwicklungen und Ergebnisse
standardmafig und anlassbezogen im Austausch (s. Punkt 3 Berichtswesen).

Wird im Eingliederungsplan zunachst eine berufliche Orientierung als Eingliederungsziel ver-
einbart, so ist diese in mindestens zwei Berufsfeldern durchzufiihren. Konnte ein konkretes
Eingliederungsziel vereinbart werden, so baut die weitere berufliche Bildung auf den vorhan-
denen Kenntnissen, Fahigkeiten und Fertigkeiten auf. Durch schulische, berufsschulische und
andere BildungsmalRnahmen oder berufliche Tatigkeiten erworbene Grundlagen und vorhan-
dene Qualifikationen sind einzubeziehen und individuelle Eignungen, Neigungen und Fahig-
keiten sowie das Wunsch- und Wahlrecht zu berlcksichtigen.

Die ressourcenneutrale Verantwortung hierfir liegt bei dem vom Leistungserbringenden fir
jeden Teilnehmenden als dauerhafte Bezugsperson zu benennenden umfassend verantwort-
lichen Bildungsbegleitenden. Die Eingliederungsplanung erfolgt gemeinsam mit den Teilneh-
menden und ggf. gesetzlichen Vertretungen.

Daraus leiten sich fir den individuellen Eingliederungsplan wesentliche Anforderungen ab,
welche neben den Angaben zur Person des Teilnehmenden (inklusive der Art und Schwere
der Behinderungen sowie deren Auswirkungen) fortschreibend zu dokumentieren sind.

Der Eingliederungsplan ist in Abstimmung mit dem/der Teilnehmenden und ggf. den gesetzli-
chen Vertretungen zu erstellen und fortzuschreiben.

Im Eingliederungsplan sind folgende Inhalte verpflichtend:

o Der verantwortliche Bildungsbegleitende ist namentlich zu benennen. Die Benennung
erfolgt ressourcenneutral (kein zusatzlicher Personalansatz).

o Es sind wesentliche Erkenntnisse zur persdnlichen und beruflichen Situation und Entwick-
lung des Teilnehmenden (Stand Personlichkeitsentwicklung, persoénliche Interessen, Be-
durfnisse, Fahigkeiten und Kompetenzen) zum Beginn der Ma3nahme EV/BBB und dann
jeweils fortlaufend zu dokumentieren.

e Es sind gemeinsam erarbeitete Eingliederungsziele (einschlieBlich eventueller Teilziele)
zu benennen und fuhrt aus, welches hierfur die tragenden Griinde sind und welche Schritte
zur Zielerreichung erforderlich sind.

e Der Leistungserbringende hat das mit dem/der Teilnehmenden erarbeitete weitere Vorge-
hen zur Forderung seiner Personlichkeitsentwicklung zu beschreiben.
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o Der Leistungserbringende hat das mit dem/der Teilnehmenden erarbeitet weitere Vorge-
hen zur beruflichen Bildung zu beschreiben.

o Der individuelle Unterstitzungsbedarf zur beruflichen Bildung ist zu beschreiben, zu be-
grunden und ist fortlaufend anzupassen (individualisierte Qualifizierungsplanung).

e Die Anzahl und die Dauer der Betriebspraktika sind im Eingliederungsplan festzulegen. Ist
ein Betriebspraktikum auf dem allgemeinen AM (noch) nicht realisierbar, ist eine begriin-
dende Dokumentation zwingend erforderlich und das Ziel je nach individueller Entwicklung
grundsatzlich weiter zu verfolgen.

2.2 EMAW

Fur den Datenaustausch zwischen Leistungserbringenden und der BA ist die Nutzung der
Elektronischen MalRRnahmeabwicklung (EMAW) verbindlich. Hierfur sind die Infopakete zu
EMAW anzuwenden (www.arbeitsagentur.de/institutionen/bildungstraeger/elektronische-
massnahmeabwicklung). Andere Kostentrager vereinbaren unabhangig davon mit den Leis-
tungserbringenden die Art und Weise ihrer Kommunikation und ihres Austausches.

Die iber EMAW auszutauschenden Daten zu Teilnehmenden wurden in drei Informationska-
tegorien geblndelt, die fur die Erfullung der Aufgaben der beiden Kommunikationspartner er-
forderlich sind. Zu diesen gehoren:
¢ Informationen zum Eintritt des Teilnehmenden
¢ Informationen zum MalRRnahmeverlauf des Teilnehmenden

o Leistungs- und Verhaltensbeurteilung (LuV) (Naheres siehe 3. Berichtswesen und

fachliches Infopaket EMAW)

e Dokumente (z. B. Zertifikate)

¢ An- und Abwesenheiten
¢ Informationen zum Austritt und Verbleib des Teilnehmenden.

Die Zustimmung der Teilnehmenden zu diesem Datentransfer erfolgt im Rahmen des Reha-
Verfahrens.

2.3 Berichtswesen

Auf Basis der Eingliederungsplanung und entlang des dynamischen Eingliederungsplans sind
dem jeweiligen Reha-Trager regelmafige und bei Bedarf anlassbezogene Berichte zum je-
weiligen Entwicklungsstand als Entscheidungsbasis fur die weitere Férderung und die Aus-
wahl moglicher Forderalternativen zu Gbermitteln. Hier ist auch jeweils die Frage zu beantwor-
ten, ob eine Beschaftigung auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt (perspektivisch) realisierbar er-
scheint. Diese im Verlauf der MalRnahme erforderlichen Berichte sind spatestens zu folgenden
Fristen zu Gbermitteln:

e der 1. Bericht zum Ende des EV spatestens zwei Wochen vor Abschluss des EV (,Verlauf-
LuV-EVY)

e der 2. Bericht zum Ende des 1. Jahres des BBB spatestens vier Wochen vor dessen Be-
endigung (,Verlauf-LuV-BBB_1%)

e der 3. Bericht zum Ende des 2. Jahres des BBB spatestens drei Monate vor dessen Been-
digung (,Verlauf-LuV-BBB_2%)

e anlassbezogene Berichte sind unverzuglich zu Ubersenden z. B. vor einem Abbruch, ei-
nem Wechsel der Malinahme, dem vorzeitigen Ausscheiden aus der MaRnahme, dem ge-
planten Eintritt ins Ubergangsmanagement oder anderen wichtigen Veranderungen.

Die Ubermittlung dieser Berichte an die BA erfolgt Uber EMAW. Andere Kostentrager flr
EV/BBB als die BA vereinbaren zur Art der Ubertragung der Berichte mit den Leistungserbrin-
genden ihre Art und Weise des Datenaustausches.
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2.4 Unterweisungsfreie Zeiten

Die Teilnehmenden haben einen Anspruch von 2,5 Urlaubstagen (unterweisungsfreie Zeit) fur
jeden vollen Monat der Teilnahme.

Anspruch auf Zusatzurlaub nach § 208 SGB IX haben nur schwerbehinderte Menschen nach
§ 2 Abs. 2 SGB IX mit einem Grad der Behinderung (GdB) von wenigstens 50. Der Zusatzur-
laub betragt in diesen Fallen funf Arbeitstage im Kalenderjahr (§ 208 Abs. 1 SGB 1X). Sofern
die Schwerbehinderteneigenschaft erst im Laufe eines Kalenderjahres festgestellt wird, be-
steht der Anspruch auf Zusatzurlaub anteilig (§ 208 Abs. 2 und 3 SGB IX). Der Zusatzurlaub
gilt nicht fur gleichgestellte Menschen (§ 2 Abs. 3 SGB IX). Ergeben sich bei dieser Berech-
nung Bruchteile eines Tages, ist auf einen vollen Tag aufzurunden.

Der 24. und 31. Dezember eines Jahres sind generell unterweisungs-/maflnahmefrei.

2.5 Anwesenheits- und Abwesenheitszeiten

Diese sind in einem teilnehmerbezogenen Kalender beim Leistungserbringenden zu doku-
mentieren und an den zustandigen Reha-Trager — an die BA elektronisch uber EMAW — zu
Ubermitteln. Informationen zu den Anwesenheitszeiten werden jeweils zum 9. Tag des Folge-
monats Ubermittelt und sind ab dem 10. Tag des Folgemonats nicht mehr veranderbar. Bei
Beendigung der Malinahme (vorzeitig/regular) erfolgt diese Mitteilung sofort.

Korrekturen der Anwesenheitsliste kdnnen derzeit nur in Papierform vorgenommen werden.

Zeiten der Arbeitsunfahigkeit sind vom Teilnehmenden ab dem vierten Tag der Arbeitsunfa-
higkeit durch eine arztliche Bescheinigung nachzuweisen. Die Arbeitsunfahigkeit ist dem Leis-
tungserbringenden vom Teilnehmenden sofort mitzuteilen. Die Teilnehmenden sind hierliber
vor Beginn der MaRnahme zu informieren.

Abwesenheiten aus wichtigem Grund kénnen vom Leistungserbringenden wahrend der Mal}-

nahmeteilnahme in angemessenem Umfang, d. h. jeweils bis zur Dauer von zwei Kalenderta-

gen, wie folgt anerkannt werden:

e Wohnungswechsel

EheschlieBung/Begrindung einer Lebenspartnerschaft des Teilnehmenden

schwere Erkrankung des Ehegatten/Lebenspartners oder eines Kindes

Niederkunft der Ehefrau/Lebenspartnerin

Ableben des Ehegatten/Lebenspartners oder eines Kindes oder eines Eltern- oder Schwie-

gerelternteils

Wahrnehmung amtlicher, insbesondere polizeilicher oder gerichtlicher Termine

e Auslibung offentlicher Ehrenamter
Regelung sonstiger wichtiger persénlicher Angelegenheiten und Teilnahme an religiésen
Festen

e Teilnahme an Einsatzen oder Ausbildungskursen im Rahmen des Gesetzes Uber die Er-
weiterung des Katastrophenschutzes

Als unentschuldigte Fehlzeiten sind alle Tage mitzuteilen, die nicht unterweisungsfreie Zeiten,
Fehlzeiten aus wichtigem Grund oder Zeiten der Arbeitsunfahigkeit nach den vorstehenden
Regelungen sind.

Unabhangig von einer spateren Sachverhaltsaufklarung nach § 20 SGB X sind Teilnehmende

fur die Tage als unentschuldigt zu melden, fir die dem Leistungserbringenden keine Informa-
tionen Uber den Grund des Fehlens bekannt sind.
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2.6 Dokumente der Teilnehmenden

Bescheinigungen, Zeugnisse und Zertifikate Uber erworbene Kenntnisse, Fertigkeiten und
Kompetenzen sind flr die weitere Teilhabeplanung dem Reha-Trager zu Ubermitteln.

2.7 Austritt und Verbleib
Vorzeitige Austritt

Treten Teilnehmende abweichend von der urspriinglich festgelegten Malknahmedauer vorzei-
tig aus der MaBnahme aus, ist dies der zustandigen Agentur fur Arbeit bzw. bei Zustandigkeit
eines anderen Reha-Tragers diesem, frihestmoglich zur Kenntnis zu geben.

Der Leistungserbringende hat am letzten Tag der Teilnahme den Austritt und den Verbleib des
Teilnehmenden mit dem jeweiligen Ereignis ,Austritt und Verbleib“ an die zustandige Agentur
fur Arbeit Gber EMAW mitzuteilen bzw. Gber die vereinbarten Formate an andere zustandige
Reha-Trager zu Ubermitteln.

Mit der Mitteilung des Austritt-Ereignisses ist eine anlassbezogene LuV (sonstiger Anlass)
oder in entsprechender Form an andere zustandige Reha-Trager zu tUbermitteln.

Regulérer Austritt

Teilnehmende treten reguldr entsprechend der urspriinglich festgelegten MalRnahmedauer
aus der Mallnahme aus.

Der Leistungserbringende hat am letzten Tag der Teilnahme den Austritt und den Verbleib des
Teilnehmenden mit dem jeweiligen Ereignis ,Austritt und Verbleib“ an die zustandige Agentur
fur Arbeit Gber EMAW mitzuteilen bzw. Gber die vereinbarten Formate an andere zustandige
Reha-Trager zu Ubermitteln. Hier muss kein gesonderter Abschlussbericht erstellt werden. Die
LuV (bzw. der entsprechende Bericht an andere zustandige Reha-Trager) zum Ende des
2. Jahres BBB ersetzt diesen, sofern sich keine Anderungen mehr ergeben haben.

Die einzelnen Griunde fur eine Abmeldung bzw. der weitere Verbleib sind dem Info-Paket fur
EMAW zu entnehmen. Bei einem Ubergang in den AB (im eigenen sowie bei einem anderen
Leistungserbringenden) ist der Austrittsgrund ,22 - Werkstatt fiir behinderte Menschen/andere
Leistungsanbieter auszuwahlen.

Andere Kostentrager als die BA vereinbaren hierzu mit den Leistungserbringenden ihre Art
und Weise des Datenaustausches.

2.8 Zusammenarbeit der Leistungstrager

Die BA und die DRV Bund haben mit der Bundesarbeitsgemeinschaft der Gberoértlichen Trager
der Sozialhilfe und der Eingliederungshilfe (BAGUS) nach In-Kraft-Treten des BTHG und dem
damit verbundenen Teilhabeplanverfahren eine ,Orientierungshilfe zur trageribergreifenden
Zusammenarbeit im Kontext der Beantragung von Leistungen im Eingangsverfahren, Berufs-
bildungsbereich und Arbeitsbereich® erstellt. Hier wurden neben dem Verfahren und allgemein
gultigen Fristen auch Naheres zur Zusammenarbeit und Kommunikation festgelegt. Folgende
Vereinbarungen zur Zusammenarbeit sind dabei mal3geblich:

o Ubergeordnete Besprechungsformate zwischen (allen) Reha-Trégern und den Leistungs-
erbringenden sind grundsatzlich notwendig. Inhalte, Turnus und Teilnehmende sind regio-
nal zwischen den Partnern zu vereinbaren.

e Eine Nutzung des Formates ,Qualitatszirkel“ zur Behandlung von Ubergeordneten organi-
satorischen Aspekten.

e Absprachen zu konkreten Kommunikationswegen (z. B. postalisch oder elektronisch, ver-
schlusselte Mails) und den unmittelbaren Ansprechpartnern sind regional zu treffen.
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Die Orientierungshilfe kann analog bei aLa nach § 60 SGB IX angewendet werden. Soweit
landesspezifische Vereinbarungen getroffen wurden, sind diese entsprechend zu berlcksich-
tigen.

3. MaBRnahmenspezifische Regelungen

Das Fachkonzept bildet den Rahmen fiir die individuelle Kompetenzfeststellung im EV und die
Kompetenzerweiterung im BBB mit der Zielrichtung allgemeiner AM. Die MaRnahmen im EV
und im BBB stellen einen individuellen dynamischen Prozess kontinuierlicher Entwicklungen
dar, welcher durch Beratung, Anleitung, Betreuung, Begleitung und vor allem Bildung realisiert
wird.

Eine qualitativ hochwertige und sich kontinuierlich an die Veranderungen anpassende berufli-
che Bildung starkt die individuelle Férderung von Menschen mit Behinderungen. Sie verbes-
sert ihre Beschaftigungschancen und tragt damit zu mehr Durchlassigkeit auf den allgemeinen
Arbeitsmarkt bei.

3.1 Kompetenzen

Bei der Analyse und Feststellung des vorhandenen Leistungspotentials und als Grundlage fur
die kontinuierliche Férderung der individuellen Entwicklung und Weiterentwicklung der fachli-
chen, methodischen, sozialen und persénlichen Fahigkeiten und Fertigkeiten sowie der indivi-
duellen Motivation sind Aussagen zu treffen zu den unter 3.1.1 bis 3.1.4 aufgefiihrten Kompe-
tenzen. Dabei sind im individuellen Eingliederungsplan (und der LuV bzw. dem entsprechen-
den Bericht an andere zustandige Reha-Trager) Aussagen zum individuellen Qualifizierungs-
bedarf, dem angestrebten Ziel sowie den geplanten Schritten zur Zielerreichung zu treffen.

3.1.1 Allgemeine Grundfahigkeiten und Kompetenzen

Die Teilnehmenden sollen angeleitet werden, ihr Leben moglichst eigenverantwortlich zu pla-
nen und zu fUhren (Empowerment). Die individuelle Férderung und Entwicklung von Kompe-
tenzen im Rahmen einer ganzheitlichen Personlichkeitsentwicklung stellt eine Querschnitts-
aufgabe dar und leistet einen wichtigen Beitrag zur Erhéhung des Qualifikationsniveaus und
damit auch fur eine Beschéaftigung auf dem allgemeinen AM.

e Lebenspraktische Kompetenzen (z. B. Umgang mit Geld inklusive Schuldenvermeidung
bzw. -abbau, Umgang mit Behdrden, Hygiene, Tagesstruktur, Benutzung 6ffentlicher Ver-
kehrsmittel, Einkauf, Selbstversorgung und gesunde Lebensflhrung, Erscheinungsbild,
sinnvolle Freizeitgestaltung, Orientierung, Vereinbarkeit von Familie und Beruf)

o Arbeitsplatzrelevante Fahigkeiten (z. B. Erkennen und Anpassen an Arbeitsbedingungen,
Erkennen von Gefahren, Gefahrenquellen und Erlernen angemessener Aktionen und Re-
aktionen)

e Grlne Kompetenzen (z. B. Abfallvermeidung oder Verwertung bzw. werterhaltende Wie-
deraufarbeitung, Energieeffizienz und Umweltbewusstsein)

3.1.2 Schliisselkompetenzen

e Personale Kompetenzen: z. B. emotionale Stabilitat (psychische Belastung erkennen und
damit umgehen lernen), Resilienz, Motivation, Flexibilitdt, Selbsteinschatzung, Frustrati-
onstoleranz, Selbstvertretungskompetenz

e Gesundheitskompetenz: z. B. Kennen der eigenen gesundheitlichen Situation, Einhaltung
der medizinischen/therapeutischen Unterstlitzung, Aktivitaten zur Steigerung und Erhal-
tung der Leistungsfahigkeit)
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e Soziale und kommunikative Kompetenzen: z. B. Kontaktfahigkeit, Kooperations-/Teamfa-
higkeit, Konfliktfahigkeit, Kritikfahigkeit, Hilfsbereitschaft, interkulturelle Kompetenzen

o Methodische Kompetenzen: z. B. Problemlésung, Zeit- und Arbeitsorganisation, Lerntech-
niken, das Lernen lernen, Einordnung und Bewertung von Wissen

o Aktivitats- und Umsetzungskompetenzen: z. B. selbstandiges Arbeiten, Ausdauer bei der
Arbeit

3.1.3 Digitale Kompetenzen / Medien- und Informationskompetenzen

Fahigkeit zum sinnvollen Umgang mit Medien
e sinnvoller Umgang mit Informations- und Kommunikationstechniken

e Wissen Uber die Funktionsweisen von digitalen Services und Geraten sowie der ressour-
censchonende Umgang damit

o Wissen Uber mdgliche Gefahren und Gefahrenquellen

3.1.4 Individuelle berufliche Kompetenzen

Das Ziel ist eine Erhdhung des vorhandenen Qualifikationsniveaus unter Beriicksichtigung der
individuellen Potentiale. Dies erfolgt durch eine qualitativ hochwertige, den individuellen Mdg-
lichkeiten angepasste berufliche Bildung und sollte durch mdglichst umfangreiche praktische
Erfahrungen auf dem allgemeinen AM erreicht werden. Je nach Wunsch, Wahl und Eignung
ist hier der gesamte AM auch jenseits stereotyper Rollenmuster zu bertcksichtigen.

Die vermittelten beruflichen Fahigkeiten und Fertigkeiten orientieren sich dabei moglichst an
den Berufsbildern anerkannter Ausbildungsberufe, z. B. durch Nutzung anerkannter Qualifi-
zierungsbausteine. Diese Orientierung ermoglicht eine bessere Vergleichbarkeit und schafft
Transparenz flir Arbeitgeber. Sie erhéht damit die Chancen auf dem allgemeinen AM und flihrt
so zu einer hdheren Durchlassigkeit auf den allgemeinen AM.

Die enge Orientierung an Berufsbildern anerkannter Ausbildungsberufe, u. a. durch Teilnahme
an Zertifikatslehrgangen, schafft auch gleichzeitig die Grundlage fir eine mégliche spatere
Validierung der beruflichen Kompetenzen durch die jeweils zustandige Stelle (Kammer/In-
nung). Naheres zur Validierung unter 3.2.2.2.

3.2. Angebotsstruktur

3.2.1 Eingangsverfahren

Im EV erfolgt eine an der Aufgabe des EV nach § 3 Abs. 1 Satz 2 WVO ausgerichtete indivi-
duelle Analyse des Leistungspotentials durch Einzeltestungen und -erprobungen sowie Be-
obachtungen in der Gruppe. Dabei sind vorhandene Feststellungen aus Vorgutachten z. B.
arztliche/psychologische/sozialmedizinische Gutachten, Schulgutachten sowie Ergebnisbe-
richte aus DIA-AM, UB und ahnlichen MalRihahmen angemessen zu berlcksichtigen.

Die Analyse des Leistungspotentials erfolgt auf der Grundlage anerkannter und zielgruppen-
gerechter Methoden zur Eignungsdiagnostik. Sie schlie3t die Feststellungen zu sozialen Kom-
petenzen und - insbesondere auf dem allgemeinen AM erworbenen - Erfahrungen und Fahig-
keiten, sowie die Perspektiven flr eine Beschaftigung auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt ein.
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Geeignet sind hierfur psychometrische Testverfahren, deren Testgutekriterien nachvollziehbar
dokumentiert und wissenschaftlich belegt sind. Zu den relevanten Testgutekriterien zahlen ins-
besondere die Objektivitat der Testdurchfiihrung, d. h. die Durchflihrung der Testdiagnostik ist
soweit standardisiert, dass das erzielte Ergebnis unabhangig von der Testleitung (Diagnosti-
ker) ist. Das Testverfahren sollte eine nachgewiesene Reliabilitdt vorweisen. Hierbei handelt
es sich um die Zuverlassigkeit eines Testverfahrens, die dann mdglichst hoch ist, wenn Stor-
faktoren das Testergebnis nicht beeinflussen und derselbe Test bei derselben Person mog-
lichst identische Ergebnisse hervorbringen wirde (Retest-Reliabilitat). Ein weiteres, entschei-
dendes Gutekriterium ist die Validitat, die zum Ausdruck bringt, ob das Testverfahren das Kon-
strukt (das Merkmal, die Eigenschaft einer Person) misst, flir das es eingesetzt wird. Die Vali-
ditdt muss fiur die gesamte Untersuchung gelten, sodass die spater zu interpretierenden Er-
gebnisse tatsachlich Ausdruck des zu messenden Merkmals sind und nicht etwa durch andere
Aspekte der Untersuchung gestort wurden. Kommt es z. B. wahrend der Testung der Intelli-
genz zu Unterbrechungen oder Stérungen, handelt es sich um eine invalide Untersuchung,
deren Ergebnisse keinen validen Rickschluss auf die Intelligenz zulassen.

3.2.2 Berufsbildungsbereich

Der BBB ist eine eigenstandige und selbstandig geflihrte Organisationseinheit beim Leistungs-
erbringenden. Im BBB erfolgt eine an den Aufgaben des BBB nach § 4 Abs. 1 WVO ausge-
richtete individuelle Verbesserung der Teilhabe am Arbeitsleben durch angemessene Mal3-
nahmen zur Weiterentwicklung der Personlichkeit und der beruflichen Fahigkeiten und Kom-
petenzen (siehe 3.1).

Jeder Teilnehmende hat Anspruch auf individualisierte planmagige berufliche Bildung auf der
Grundlage einer qualifizierten und fortzuschreibenden Bildungsplanung (siehe 2. Kommunika-
tionsformate Punkt 1 Eingliederungsplanung).

Wird im Eingliederungsplan zunachst eine berufliche Orientierung als Eingliederungsziel ver-
einbart, so ist diese in mindestens zwei Berufsfeldern durchzuflihren (analog dem Fachkon-
zept Berufsvorbereitende BildungsmalRnahmen).

Konnte ein konkretes Eingliederungsziel vereinbart werden, so baut die weitere berufliche Bil-
dung auf den vorhandenen Kenntnissen, Fahigkeiten und Fertigkeiten auf. Sie bezieht die
durch schulische, berufsschulische, andere Bildungsmaflinahmen oder berufliche Tatigkeiten
erworbene Grundlagen ein und berlcksichtigt individuelle Neigungen und Qualifikationen.

Far die verschiedenen Qualifizierungsbereiche sind jeweils Rahmenlehrplane zu erstellen, die
sich an anerkannten Ausbildungsberufen bzw. Berufsfeldern und den Anforderungen des all-
gemeinen AM orientieren. Diese ermoglichen eine Binnendifferenzierung fur die beruflichen
Qualifizierungsstufen. Bei der Entwicklung und Weiterentwicklung der Bildungskonzepte las-
sen sich weitere aktuelle Mdglichkeiten und Anforderungen des allgemeinen AM entsprechend
berlcksichtigen (z. B. im Bereich der Digitalisierung: Nutzung digitaler Techniken + Vermitt-
lung digitaler Kompetenzen).

Der Leistungserbringende hat den Teilnehmenden je nach individuellen Mdoglichkeiten und
Wiunschen folgende Qualifizierungsstufen anzubieten, welche durchlaufen werden kénnen:

o fahigkeitsorientierte Qualifizierung
In dieser Stufe eignen sich die Teilnehmenden entsprechend ihrer persoénlichen Fahigkei-
ten neue Erkenntnisse und Fertigkeiten aus ihrer (sozialen) Interaktion mit der Umgebung
an. Dabei werden Inhalte situations- und bedarfsgerecht aus dem Arbeitsalltag ausgewahit
(z. B. Rollenverstandnis, Kulturtechniken).

o tatigkeitsorientierte Qualifizierung
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In dieser Stufe eignen sich die Teilnehmenden Kenntnisse und Fertigkeiten an, die fur die
Ausubung verschiedener beruflicher Tatigkeiten an einem Arbeitsplatz in einem oder meh-
reren Arbeitsbereichen gefordert werden. Die Grundlage hierflr ist die einzelne Tatigkeit.

e arbeitsplatzorientierte Qualifizierung
In dieser Stufe eignen sich die Teilnehmenden Kenntnisse und Fertigkeiten an, die an ei-
nem oder mehreren Arbeitsplatzen in einem spezifischen Arbeitsbereich gefordert werden.
Die Grundlage ist das Zusammenspiel verschiedener Tatigkeiten eines Arbeitsplatzes.

o berufsfeldorientierte Qualifizierung
In dieser Stufe eignen sich die Teilnehmenden Kenntnisse und Fertigkeiten aus einem
spezifischen Berufsfeld an. Fur die individuelle Bildungsplanung bietet sich dabei die ge-
samte Breite dieses Berufsfeldes an. Die Grundlage ist das Zusammenspiel verschiedener
Arbeitsplatze.

¢ berufsbildorientierte Qualifizierung
In dieser Stufe eigenen sich die Teilnehmenden Kenntnisse und Fertigkeiten aus dem Aus-
bildungsplan eines anerkannten Ausbildungsberufs an. Die Grundlage ist das Zusammen-
spiel verschiedener Arbeitsplatze.

Die Vermittlung von theoretischen und praktischen beruflichen Kenntnissen und Fertigkeiten
kann beim Leistungsanbietenden selbst, mittels Kooperationen bei anderen Leistungserbrin-
genden, auf ausgelagerten Arbeitsplatzen oder in einem Betrieb oder einer Dienststelle des
allgemeinen AM (,verlangerte Werkbank®) erfolgen. Eine Durchfihrung auf dem allgemeinen
AM ist zu forcieren. Die Verantwortung flr den Bildungsprozess verbleibt dabei beim Leis-
tungserbringenden. Die Standards fir die betrieblichen Qualifizierungsphasen richten sich
nach den Qualifizierungsstufen dieses Fachkonzeptes.

Durch eine enge Zusammenarbeit mit den Arbeitgebenden in der jeweiligen Region sind wei-
tere Berufsfelder, welche nicht beim Leistungserbringenden angeboten werden, zu erschlie-
Ren.

Mittels weiterer Kooperationen kénnen theoretische Bildungsinhalte auch an Berufsschulen
bzw. Férderberufsschulen vermittelt werden.

Zur Festigung, Erweiterung oder Vertiefung der erworbenen Kenntnisse und Fertigkeiten sind
betriebliche Praktika als verbindlicher Teil des BBB durchzufuihren. Diese kénnen in einem
Betrieb bzw. einer Dienststelle des allgemeinen AM oder im AB des Leistungserbringenden
bzw. eines anderen Leistungserbringenden durchgefiihrt werden. Eine Durchfihrung des
Praktikums in Betrieben und Dienststellen des allgemeinen AM einschlielich Inklusionsbetrie-
ben ist hierbei zu forcieren. Dabei sind die Interessen, das Wunsch und Wahlrecht sowie Kom-
petenzen des Teilnehmenden und die Anforderungen des Arbeitsplatzes zu bertcksichtigen.

Der Erwerb von Qualifizierungsbausteinen (siehe hierzu 3.2.2.1), welche von einer externen
Kommission (Kammer/Innung) gepruft und abgenommen werden, ist zu forcieren. Eine grund-
legende Orientierung an Bildungsinhalten anerkannter Ausbildungsberufe ermdéglicht dabei
eine gute Transparenz und Vergleichbarkeit der vorhandenen beruflichen Kompetenzen und
erhoht damit die Integrationsmdglichkeiten auf dem allgemeinen AM. Weiter ermoglicht dies
eine spatere Validierung dieser beruflichen Kompetenzen durch die zustandigen Stellen.

Die bei einer mdglichen (spateren) Validierung/Teilnahme am Feststellungsverfahren zu erful-
lenden Voraussetzungen sind in den Bildungskonzepten von Beginn an zu berucksichtigen.
Hierzu wird eine Glaubhaftmachung gleichwertiger beruflicher Handlungsfahigkeit wie Fertig-
keiten, Kenntnissen und Fahigkeiten durch Tatigkeitsnachweise in WfbMs, bei aLa und in Be-
trieben des allgemeinen AM bendtigt.
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Bei der individuellen Betrachtung der beruflichen und lebenspraktischen Fahigkeiten, welche
planmaRig entwickelt, erhalten, verbessert oder wiederhergestellt werden sollen, ist auch die
madglichst selbstandige und effektive Mobilitat und rdumliche Orientierung einzubeziehen. Eine
individuelle an den jeweiligen Lebensverhaltnissen und Moglichkeiten orientierte Planung be-
zieht auch die jeweiligen strukturellen Gegebenheiten ein. Die Durchfihrung eines Mobilitats-
trainings fir den Offentlichen Personennahverkehr ist dabei grundsétzlich anzustreben und
das Ergebnis ist zu dokumentieren. Sie dient der personlichen wie beruflichen Weiterentwick-
lung, Verselbstandigung und erhdht die Chancen auf dem allgemeinen AM.

Das systematische Vorgehen, die Konzeption der angebotenen Qualifizierungsstufen und die
Durchfihrung bzw. Ausgestaltung der beruflichen Bildung inklusive der angewandten Metho-
den sind im Bildungskonzept inhaltlich zu beschreiben (gemafl Anlage 3 Orientierungsleitfa-
den). Dabei sind die Berufsfelder und Bildungsinhalte anerkannter Ausbildungsberufe, an de-
nen sich das Bildungskonzept orientiert, entsprechend zu benennen.

Je nach Erreichen sind folgende Dokumente auszustellen:
Anlage 1: Bescheinigung Uber die Teilnahme im Berufsbildungsbereich
Anlage 2: Qualifizierungsbausteine als Teilnahmebescheinigung oder Zeugnis

3.2.2.1 Qualifizierungsbausteine

Die Vermittlung von Grundlagen fur den Erwerb beruflicher Handlungsfahigkeit sollte Gberwie-
gend auf der Grundlage von Qualifizierungsbausteinen (§ 69 Abs. 1 BBiG) erfolgen. Qualifi-
zierungsbausteine sind inhaltlich und zeitlich fest umgrenzte Lerneinheiten mit einem Vermitt-
lungsumfang von wenigstens 140 und hdéchstens 420 Stunden. Der Leistungserbringende
kann diese Qualifizierungsbausteine direkt oder als Grundlage fir einen internen Lehrplan
oder fur den individuellen Qualifizierungsplan im Qualifizierungspraktikum heranziehen und
beschreibt dies auch im Eingliederungsplan der Teilnehmenden. Das konkrete Vorgehen bei
der Bestatigung und Anwendung eines Qualifizierungsbausteins regelt die Berufsausbildungs-
vorbereitungs-Bescheinigungsverordnung (BAVBVO).

3.2.2.2 Feststellung und Bescheinigung der individuellen beruflichen Handlungsfahig-
keit am MaRstab eines anerkannten Ausbildungsberufes

Das Berufsbildungsvalidierungs- und -digitalisierungsgesetz (BVaDiG) und die dazugehérige
Verordnung Uber das Verfahren zur Feststellung und Bescheinigung individueller beruflicher
Handlungsfahigkeit am MaRstab eines anerkannten Ausbildungsberufs nach dem Berufsbil-
dungsgesetz und der Handwerksordnung (Berufsbildungsfeststellungsverfahrensverordnung
— BBFVerfV) erméglichen seit dem 1. Januar 2025 fiir Personen ohne formalen Berufsab-
schluss Verfahren zur Anerkennung und Zertifizierung beruflicher Kompetenzen. Personen mit
einschlagiger Berufserfahrung, jedoch ohne formalen Abschluss, konnen ihre beruflichen Fa-
higkeiten bewerten lassen, sofern sie mindestens das Eineinhalbfache der Zeit, die als Aus-
bildungsdauer fiir den Referenzberuf vorgeschrieben ist, in dem Referenzberuf tatig gewesen
sein. Wahrend und auch bei Abschluss des BBB wird diese Voraussetzung regelmafig nicht
erfullt sein. Eine Validierung kommt dann erst zu einem spateren Zeitpunkt in Betracht. Wah-
rend des BBB ist aber, soweit moglich, bereits die Grundlage fir eine spatere Validierung zu
legen.

Ein erfolgreiches Validierungsverfahren fir Menschen mit Behinderungen zertifiziert diesen,
trotz eines fehlenden formalen Berufsabschlusses, die volle, iberwiegende oder teilweise Ver-
gleichbarkeit mit einer regularen Berufsausbildung, einer Fachpraktiker- oder Werkerausbil-
dung (nach § 66 BBiG/§ 42r HwO). Uber die erworbenen Kenntnisse und Kompetenzen wer-
den durch die nach Berufsbildungsgesetz (BBiG) und Handwerksordnung (HwO) zustandigen
Stellen einheitliche Bescheide bzw. Zertifikate ausgestellt. Diese beinhalten je nach Erreichen
des Qualifizierungszieles neben den vermittelten Inhalten auch den Vergleich zum Referenz-
beruf und damit den beruflichen Einsatzmdglichkeiten. Die individuellen beruflichen Perspek-
tiven beim Ubergang auf den allgemeinen Arbeitsmarkt kénnen sich hiermit verbessern.
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3.3. Ubergreifende Anforderungen an EV und BBB

3.3.1 Barrierefreiheit / Zielgruppengerechte Darstellung von Informationen:

Eine zielgruppengerechte Darstellung von Inhalt und Ablauf der MaRnahme ist Grundlage fir
eine Partizipation der Teilnehmenden. Sie sind in geeigneter Weise tber die geplante Durch-
fuhrung der MaRnahme(n) zu informieren. Sofern erforderlich, beinhaltet dies auch eine barri-
erefreie, adressatengerechte Information der Teilnehmenden z. B. in Leichter Sprache.

3.3.2 Gender-Mainstreaming

Die Strategie des Gender-Mainstreaming sowie die unterschiedlichen Lebenssituationen und
Interessen von Menschen aller Geschlechter sind bei der Malinahmedurchfihrung zu berick-
sichtigen. Dies beinhaltet auch das Heranfiihren an eher geschlechtsuntypische Berufsfelder
und Tatigkeiten; die Interessen und Wunsche der Teilnehmenden sind dabei angemessen zu
berlcksichtigen.

3.3.3 Bildungsstruktur und methodisches Vorgehen

Die methodische Gestaltung beruflicher Bildung orientiert sich an erprobten didaktischen An-
satzen sowie entlang neuer wissenschaftlicher Erkenntnisse und Entwicklungen.

Die Bildungsrahmenplane fir den BBB geben eine inhaltliche Orientierung zur Gestaltung be-
ruflicher Bildungsprozesse.

Die berufliche Bildung kann dabei in Gruppen- und EinzelmaRnahmen erfolgen. Sie umfasst
das Erlernen von Fahigkeiten und Fertigkeiten im persénlichen, sozialen und beruflichen Kon-
text (z. B. die Vermittlung von Wissen, das Erreichen sozialer Lernziele und dadurch das Er-
langen sozialer Kompetenzen). Dabei sind arbeits- und sonderpadagogisch bewahrte Lern-
modelle und -methoden anzuwenden. Bei der inklusiven Didaktik sind die Lernangebote an
die jeweiligen Situationen und individuellen Bedurfnisse und Mdglichkeiten anzupassen. Ge-
eignete Methoden aus dem handlungsorientieren oder projektbasierten Lernen sowie aus dem
kooperativen Lernen kénnen hierbei zweckdienlich sein und bei Bedarf durch Unterstitzte
Kommunikation erganzt werden.

Einen mdglichen didaktischen Ansatz, um Inhalte aus den Bildungsrahmenplanen in konkrete
Lerneinheiten einzubetten, bietet die bereits erarbeitete ,Grundlage der beruflichen Teilhabe
.PlaUsiBel lehren und lernen® aus dem Forschungsprojekt ,Gute Bildungspraxis: Handlungs-
empfehlungen zur methodischen Gestaltung Beruflicher Bildung in Werkstatten® (GuBiP) ge-
fordert vom Bundesministerium fur Bildung und Forschung. Diese Handreichung zur didak-
tisch-methodischen Gestaltung beruflicher Bildungsprozesse gibt einen Uberblick tber eine
mogliche methodische Gestaltung bei der Planung, Umsetzung und Bilanzierung von Lehr-
und Lerneinheiten.

Die einrichtungsspezifische Umsetzung des gewahlten Vorgehens ist im QLHB zu beschrei-
ben.

3.3.4 Kooperation und Netzwerk

Der Erfolg der Leistungsausfuhrung hangt in hohem Male von einer engen vertrauensvollen
Zusammenarbeit aller mafigeblichen Akteure ab. Durch eine enge Zusammenarbeit mit den
Betrieben in der Region soll eine betriebsnahe, an den Bedingungen des allgemeinen Arbeits-
marktes ausgerichtete Leistungsausflhrung realisiert werden. DarlUber ist auch zu ermdgli-
chen, dass Berufsfelder erschlossen werden, die selber nicht vorgehalten werden (kénnen).
Weitere Netzwerkpartner wie beispielsweise die fir Berufsbildung zustandigen Stellen (z. B.
Industrie- und Handelskammern, Handwerkskammern) und Sozialpartner sind angemessen in
die Zusammenarbeit und den Eingliederungsprozess einzubeziehen.

Die maRgeblichen Akteure (Kooperationspartner) kdnnen hierbei zum Beispiel sein:
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e andere WfbM und aLa nach § 60 SGB IX z. B. fur die Vermittlung von Teilen der beruflichen
Bildung und Praktika
Kammern, Innungen z. B. flr den Erwerb von Qualifizierungsbausteinen

o (Berufs-)Schulen; (Férder-) Berufsschulen z. B. fur die Vermittlung von theoretischen be-
ruflichen Inhalten

e Bildungstrager (allg. und berufliche Bildung) z. B. fur die Vermittlung von theoretischen
beruflichen Inhalten

e Integrations- bzw. Inklusionsamt z. B. Begleitung und Unterstiitzung bei Ubergang auf den
allgemeinen AM

e Integrationsfachdienst (IFD) z. B. Begleitung und Unterstiitzung bei Ubergang auf den all-
gemeinen AM

e Einheitliche Ansprechstellen fur Arbeitgeber (EAA) z. B. Aufklarung und Vermittlung beim
Ubergang auf den allgemeinen AM

e Erganzende unabhangige Teilhabeberatung (EUTB)

e Einrichtungen nach § 51 SGB IX, Berufsbildungswerke, Berufsférderungswerke z. B. fir
die Vermittlung von theoretischen beruflichen Inhalten

Ubergénge der Teilnehmenden zu verschiedenen Leistungserbringenden (z. B. anderen Leis-
tungsanbietern, WfbM) bzw. MaRnahmen sind durch den zustandigen Leistungserbringenden
in Abstimmung mit dem zustandigen Reha-Trager vorzubereiten und zu begleiten. Es ist si-
cherzustellen, dass alle Ubergange reibungslos ermdglicht werden.

3.3.5 Verpflegung in den Zeiten der Leistungserbringung

Es ist sicherzustellen, dass den Teilnehmenden an jedem Tag der Leistungsausfiihrung ein
ausgewogenes Mittagessen angeboten wird. Das Angebot umfasst mindestens eine taglich
wechselnde warme Mahlzeit. Eine krankheits- oder behinderungsbedingt notwendige Sonder-
verpflegung ist sicherzustellen.

Soweit es den Teilnehmenden nicht moglich ist, das Mittagessen beim Leistungserbringenden
einzunehmen (z. B. wegen eines Aufenthalts im Betrieb), ist den Teilnehmenden vorab ein
Zuschuss zu den Kosten einer Mittagsmahizeit (Verpflegungszuschuss) durch den Leistungs-
erbringenden auszuzahlen (ndheres siehe Anlage 6).

Bei Abwesenheitszeiten sowie unterweisungsfreien Zeiten erfolgt keine Auszahlung.

3.3.6 Fahrdienst (Fahrkosten)

Dem Leistungserbringenden obliegt es, einen Fahrdienst fur die dort tatigen Menschen mit
Behinderungen zu organisieren und zu unterhalten (§ 8 Abs. 4 WVO i.V. § 60 SGB IX). Dieser
ist erforderlich, wenn Menschen mit Behinderungen auf einen solchen Fahrdienst angewiesen
sind, um den Leistungserbringenden zu erreichen. Das kann zum einen der Fall sein, welil
offentliche Verkehrsmittel nicht oder nicht in ausreichendem Male verkehren und zum ande-
ren, weil die Teilnehmenden wegen Art und Schwere der Behinderung nicht in der Lage sind,
offentliche Verkehrsmittel zu benutzen.

Die Frage der Erforderlichkeit einschlieRlich der Abgrenzung des Personenkreises, der auf die
Benutzung eines solchen Fahrdienstes angewiesen ist, ist ebenso wie die Frage der Organi-
sation im Einzelnen mit den Reha-Tragern abzustimmen.

Die Entscheidung Uber die Leistungserbringung fir die Benutzung des Fahrdienstes des ein-

zelnen Teilnehmenden fallt in die alleinige Zustandigkeit des Reha-Tragers nach dem fir sie
mafgeblichen Leistungsrechts.
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Die individuell erforderlichen Fahrkosten (z.B. Selbstfahrer, Beférderung durch Angehdrige,
offentliche Verkehrsmittel bzw. Fahrdienste) werden gemaR § 73 SGB IX fur jeden Teilneh-
menden an Malinahmen zur Teilhabe am Arbeitsleben Gibernommen. Hierzu gehéren auch die
Kosten fir individuell erforderliche besondere Beférderungsmittel. Das nahere Verfahren hin-
sichtlich des Fahrdienstes ist in der Anlage 5 beschrieben.

3.3.7 Sozialversicherung der Teilnehmenden

Die Teilnehmenden sind in der Kranken-, Pflege- und Rentenversicherung zu versichern. Die
Berechnungsgrundlage fir die Beitrage zur Kranken- und Pflegeversicherung sind 20 Prozent
der BezugsgroRRe. Die Beitrage zur Rentenversicherung errechnen sich auf der Grundlage von
80 Prozent der BezugsgroRe. Die Meldung zur Sozialversicherung und die Zahlung der Bei-
trage sind vom Leistungserbringenden durchzufihren.

Bei Teilnehmenden, welche Ubergangsgeld (Ubg) erhalten, fiihrt der zustandige Reha-Trager
eine Vergleichsberechnung durch. Ergibt diese Vergleichsberechnung, dass auf Grund des
Ubg-Bezugs hohere Beitrage abzufiihren sind, ist der Reha Trager fir die Beitragsabfiihrung
zustandig. Darlber erhalt der Leistungserbringende eine Information im Einzelfall vom zustan-
digen Reha-Trager.

Die Beitrage werden auf Antrag vom zustandigen Leistungstrager pro Teilnehmenden monat-
lich nachtraglich erstattet. Sie sind nicht Bestandteil der MalRnahmekosten. Dabei sind die je-
weiligen Werte der Tabelle zu berlcksichtigen, welche zwischen der BA und dem Spitzenver-
band der gesetzlichen Krankenkasse (GKV SV) abgestimmt sind. Diese Informationen sind
auf der Seite der BA unter ,Finanzielle Hilfen/Hinweise zur Sozialversicherung: Antrag auf Er-
stattung Tabelle mit Erstattungsbetragen® abrufbar.

Unentschuldigte Fehltage fihren zu einer Reduzierung der Sozialversicherungsbeitrage. An-
hand der vom Leistungserbringenden pro Teilnehmenden monatlich zu erstellenden Fehl-
zeitenliste, wird die Reduzierung ohne weitere Rucksprache vorgenommen. Dies ist vom Leis-
tungserbringenden bei der Zahlung und Meldung der Beitrage gegentber den Einzugsstellen
zu berlcksichtigen. Bei der Berechnung der Beitrdge gegeniber den Einzugsstellen ist wei-
terhin zu berlcksichtigen, dass die tatsachliche Anzahl der Anwesenheitstage zu melden ist.
Die Agenturen fur Arbeit berticksichtigen dies bei der Reduzierung der zu erstattenden Sozi-
alversicherungsbeitragen ebenfalls.

Unfallversicherung
Die Teilnehmenden sind nach § 2 Abs. 1 Nr. 4 SGB VIl in der Unfallversicherung versichert.
Die Beitrage fur die Teilnehmenden sind vom Leistungserbringenden abzuflhren.

Pflegeversicherung — Zusatzbeitrag fur Kinderlose

Aus Grunden der Verwaltungsvereinfachung zahlt die BA fur die Bezieherinnen und Bezieher
von Ausbildungsgeld und Ubergangsgeld zur Abgeltung des Zusatzbeitrags eine in § 60 Abs. 7
SGB Xl festgelegte Pauschale.

3.3.8 Vertretungs- und Mitwirkungsrechte der Teilnehmenden

Der Leistungserbringende hat den Menschen mit Behinderungen im AB eine angemessene
Mitwirkung in dem ihre Interessen bertihrenden Angelegenheiten zu ermdglichen. Nahere Re-
gelungen zur Vertretung und Mitwirkung durch Werkstattrate und Frauenbeauftragte befinden
sich in der Werkstatten-Mitwirkungsverordnung (WMVQO). GemaR § 60 Abs. 2 Nr. 5 und 6
SGB IX gelten diese entsprechend bei anderen Leistungsanbietern.

Die Teilnehmenden des EV/BBB sind nicht in den Betrieb der Einrichtungen eingegliedert.

Somit sind sie keine Arbeithehmenden im Sinne des Betriebsverfassungsgesetzes und wahlen
fur ihre Belange der Mitwirkung eigene Vertretende. Bestehen keine eigenen Vertretende fiir
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die Teilnehmenden des EV/BBB, vertritt der Werkstattrat auch die Interessen der Teilnehmen-
den im EV/BBB in angemessener und geeigneter Weise.

Werkstattrate und Frauenbeauftragte haben nach § 5 Abs.1 Nr. 3 und Abs. 2 Nr. 7 WMVO das
Recht auf Mitwirkung bzw. Mitbestimmung u. a. bei folgenden Angelegenheiten:

e Forderung des Ubergangs auf den allgemeinen AM
e Fort- und Weiterbildungsangebote einschlieRlich der MalRhahmen zur Erhaltung und Erhé-
hung der Leistungsfahigkeit und zur Weiterentwicklung der Persoénlichkeit

3.3.9 Instrumente und Methoden zur Qualitatssicherung

Die Instrumente und Methoden zur Qualitatssicherung sind im QLHB darzustellen.

Zur Sicherung der Qualitat sind unterschiedliche Erkenntnisquellen zu nutzen, hieraus mogli-
che Handlungsbedarfe abzuleiten und umzusetzen. Erkenntnisquellen kénnen sein:

Teilnehmerbefragungen (anonymisiert)
Ruckmeldungen aus Betrieben
Fehlzeitenanalyse/-konzept

Abbruch- und Verbleibanalysen
Auswertung zu MalRnahme-Erfolgen

Auf Verlangen sind die Ergebnisse der Analysen vorzulegen und Umsetzungsprozesse im
QLHB darzustellen (z. B. Fehlzeitenkonzept). Die BA behalt sich vor, die Teilnehmenden zu
wesentlichen Qualitatsaspekten der Malnahmedurchflhrung zu befragen.

Die Teilnahme an den Befragungen ist fur die Teilnehmenden jederzeit freiwillig.

3.3.10 Gewaltschutz

Die Leistungserbringenden sind durch § 37a SGB IX verpflichtet, geeignete Mallnahmen zum
Gewaltschutz zu treffen. Der Schutzauftrag richtet sich demnach auch an Einrichtungen der
beruflichen Reha, einschlieRlich WfbM und aLa nach § 60 SGB IX. Die Einrichtungsbetreuen-
den halten im Rahmen der Zusammenarbeit mit den Leistungserbringenden das Gewalt-
schutzkonzept nach. Das Gewaltschutzkonzept ist moglichst partizipativ mit den Teilnehmen-
den umzusetzen und in geeigneter Form zur Verflgung zu stellen. Es ist zulassig, ein Gewalt-
schutzkonzept flur die gesamte Einrichtung (EV, BBB, AB) sowie ,Tagesférderbereiche“ vor-
zuhalten.

3.3.11 Prifrechte

Die BA, der Bundesrechnungshof sowie die/der Bundesbeauftragte fir den Datenschutz und
Informationsfreiheit sind prifberechtigt. Dies bedeutet, dass die BA das Recht hat, die Beach-
tung und Umsetzung des Fachkonzeptes bei den Leistungserbringenden jederzeit zu priufen
und von ihnen entsprechende Informationen und Auskunfte einzuholen. Die Leistungserbrin-
genden erteilen unverziglich die erbetenen Informationen und Auskiinfte und gewahren Ein-
sicht in die erforderlichen Unterlagen. Zur Wahrnehmung des Prifrechts gestatten die Leis-
tungserbringenden wahrend der Ublichen Geschaftszeiten Zutritt zu Grundstiucken, Betriebs-
raumen und Geschaftsunterlagen.

3.3.12 Datenschutz

Der Leistungserbringende hat die Einhaltung datenschutzrechtlicher Bestimmungen sicherzu-

stellen. Er ist verpflichtet, die Bestimmungen des Datenschutzes - diese umfassen das Bun-

desdatenschutzgesetz (BDSG), SGB X und die europaische Datenschutz-Grundverordnung

(DSGVO) - zu beachten. Der Leistungserbringende informiert die Teilnehmenden daruber,

dass personenbezogene Daten erhoben, gespeichert und an den Reha-Trager Ubermittelt
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werden. Dabei werden nur solche Daten erhoben, verarbeitet und genutzt (auf andere Weise
verwendet), die fur die Leistungsdurchflihrung oder zur Erreichung des Leistungszieles erfor-
derlich sind. Der Leistungserbringende holt fir die Erhebung, Speicherung und Ubermittlung
der personenbezogenen Daten das Einverstandnis der Teilnehmenden bzw. deren Erzie-
hungsberechtigten/gesetzlichen Vertreter ein. Personenbezogene Daten der Teilnehmenden
dirfen ohne deren Einverstandnis nicht Personen oder (weiteren) Institutionen aufRerhalb des
Reha-Tragers bekannt gegeben werden. Hierfur haftet der Leistungserbringende auch fir
seine Mitarbeitenden und Beauftragten (vgl. § 78 SGB X). Sozialdaten von Teilnehmenden
sind vom Ubrigen Datenbestand des Leistungserbringenden getrennt (i. S. einer Trennung auf
Datenbankebene) zu halten.

3.3.13 Nachhaltigkeit

Die BA will Verantwortung fur die Reduktion von Emissionen und fiir einen ressourcenscho-

nenden Umgang mit der Umwelt tragen. Einen wesentlichen Beitrag hierzu kénnen auch Ein-

richtungen leisten. Mogliche Beispiele dafur sind:

e Strom beziehen, der aus erneuerbaren Energiequellen (z. B. Wind, Sonne, Wasserkraft,
Bioenergie und Geothermie) erzeugt wurde

e elektrische Gerate nach Arbeitsende ausschalten, sofern damit keine Funktionsbeeintrach-
tigung verbunden ist

o Druckerpapier moéglichst beidseitig bedrucken
Hygienepapier verwenden, das zu 100 Prozent aus Altpapier hergestellt wurde

o die fUr die MaRnahmedurchfihrung genutzten Raumlichkeiten mit Mitteln reinigen, die den
Anforderungen der Kriterien mit dem Blauen Engel (DE-ZU 194) oder dem EU-Umweltzei-
chen fir Reinigungsmittel entsprechen.
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Anlage 1 zwei verschiedene Zertifikate der WfbM/des aLa — je nach Umfang der vermit-
telten beruflichen Fahigkeiten

Anlage 2 Qualifizierungsbaustein (Teilnahmebescheinigung oder Zeugnis nach BAV-
BVO)

Anlage 3 Orientierungshilfe fiir die Erstellung eines Qualitits- und Leistungshandbuchs
(inklusive Struktur des QLHBS)

Anlage 4 Anerkennungs- und Zulassungsanforderungen
Anlage 5 Fahrdienst

Anlage 6 Verpflegungspauschale
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